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Vorwort

Liebe Mittelständlerinnen,  
liebe Mittelständler,  
liebe Leserinnen und liebe Leser, 

da fordert der bisher vor allem als alarmis-
tischer Talkshowdauergast aufgefallene 
Bundesgesundheitsminister Karl Lauter-
bach tatsächlich eine „Entökonomisie-
rung“ der deutschen Krankenhäuser, 
während wenig später Professor Bernd 
Raffelhüschen 1.500 bis 2.000 Euro Selbst-
beteiligung pro Jahr von den gesetzlichen 
Krankenversicherten für unabdingbar hält 
– natürlich unter Berücksichtigung eines 
Sozialausgleichs. In beiden Fällen ist das 
Medienecho groß und bestenfalls durch-
wachsen. Freilich, der Freiburger Profes-
sor für Finanzwissenschaft Raffelhüschen 
hat sich ganz anders als Lauterbach mit 
seinen Prognosen zur nicht besonders 
ausgeprägten Tragfähigkeit unserer 
Sozialversicherungen und Staatsschulden 
als weitsichtig und treffsicher erwiesen. 

In der aktuell so kontrovers diskutierten 
Gesundheitspolitik konzentrieren sich 
wie in einem Brennglas die strukturellen 
Probleme der deutschen Volkswirtschaft. 
Verschleppte Reformen, Digitalisierungs-
bedarf, Fachkräftemangel, Unter-
finanzierung trotz hoher staatlicher 
Beiträge und natürlich die Demografie, 

die zu einem weiteren Kostenanstieg im 
Gesundheitssystem und der Pflege füh-
ren wird. 

Zugleich nehmen hier wie in vielen ande-
ren Bereichen die Rufe nach mehr Staat 
zu. Ob es die rot-grünen Bestandteile der 
Ampelkoalition sind, ihre Unterstützer 
gerade bei den Öffentlich-Rechtlichen, 
Sozialverbände oder Gewerkschaftsver-
treter. Egal ob es um die Gesundheits-, 
die Migrations-, die Bildungs- oder 
die Sicherheitspolitik geht, ob Klima-
politik, Deindustrialisierung, Staatsver-
schuldung oder Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft, mehr Staat und damit 
mehr Planwirtschaft sollen die Proble-
me lösen. Begründete Kritik an so viel 
Dilettantismus wird populistisch weg-
gebügelt, gerne mit Sprüchen wie „uns 
geht es gut“ oder „Deutschland ist ein 
reiches Land“. Man verschließt die Augen 
davor, dass es der Markt bzw. die „Öko-
nomisierung“ ist, die Investitionen in 
die medizinische Forschung oder neue 
Medizintechnik ermöglicht, Anstöße gibt 
und damit auch das Gesundheitssystem 
halbwegs bezahlbar hält. Unsere Staats-

gläubigen wollen einfach nichts lernen 
– weder aus der Pleite der DDR noch der 
tiefen Krise des National Health Service, 
des staatlichen Gesundheitssystems der 
Briten. 

In diesem Heft bohren wir als MIT wieder 
einmal dicke Bretter, diesmal gesund-
heitspolitische. Die Autorinnen und 
Autoren sind Mittelständler und Selbst-
ständige aus der Praxis wie Madline 
Gund zur Krankenhausreform, Bene-
dikt Bühler zu den Lieferengpässen bei 
Medikamenten oder Dietrich Eberhardt 
zum Dauerthema Digitalisierung und 
Gesundheit. Weitere Beiträge aus der 
Bundeskommission Gesundheit oder von 
Branchen- und Standesvertretern geben 
einen guten Überblick über das breite 
Themenfeld Gesundheit. 

Mit freundlichen Grüßen

Ihre Inka Sarnow

Inka Sarnow, Stellvertretende Landesvorsitzende 
der MIT Baden-Württemberg
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Gesundheitsminister Karl Lauterbach hat 
festgestellt: Die Kliniken in der Republik 
stehen vor der Pleite. Eine Krankenhaus-
reform soll diese und das gesamte Sys-
tem nun vor dem Kollaps retten.

Was wie eine vorrausschauende Pla-
nung wirken könnte, ist ein viel zu 
später Akt einer nicht mehr haltbaren 
Ignoranz. Lange schon sind Probleme 
offensichtlich. 

Die Probleme der Kliniklandschaft

Doch, um welche Probleme geht es 
genau?
Zum einen sind hier die diagnose-
bezogenen Fallpauschalen anzuführen. 
Diese gelten seit 2004 und sollten die 
Wirtschaftlichkeit der Krankenhäuser 
erhöhen. Diagnosen werden Fällen zu-
geordnet und pro Fall pauschal ab 

Dr. Madline Gund, Master of Business Adminis-
tration, Master of Science, Fachzahnärztin für 
Oralchirurgie sowie Beisitzerin im Landesvorstand 
der MIT Baden-Württemberg

Die teure  
Ignoranz

Schwerpunkt
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gerechnet. Dauer der Behandlung oder 
Personaleinsatz werden nicht berück-
sichtigt. Durch die Verkürzung der Liege-
zeiten der Patienten sollten mehr Fälle 
behandelt und damit die Erlöse erhöht 
werden. Das Ergebnis: ein enormer öko-
nomischer Druck in den Kliniken und 
ein System, das medizinische Realitäten 
oftmals nicht abbilden kann. Sind Be-
handlungen aufwendig und verlangen viel 
Personaleinsatz, so sind sie unwirtschaft-
lich. Beispielhaft anzuführen ist hier die 
Situation der Kinderkliniken. Schwere und 
schlecht bezahlte Fälle, die oftmals in gro-
ßen Kliniken behandelt werden, rentieren 

sich nicht. Viele Kliniken im ländlichen 
Raum, die primär für die Grund-und Not-
fallversorgung zuständig sind, können 
meistens nicht genügend Fälle behandeln 
und sind damit nicht rentabel. Konse-
quenz: die chronische Unterfinanzierung 
ist schon lange eine bittere Gewissheit 
für sehr viele Kliniken.
Darüber hinaus ist der Investitionsstau 
ein Dauerbrenner. Grundsätzlich sind 
die Länder für die Finanzierung der In-
vestitionen zuständig, diese finden aber 
oft nicht statt. Lag die Investitionsquote 
1972 noch bei 25 %, so lag sie 2020 
bei 3 %. Diese unterscheidet sich von 

RETTICH STAHLBAU GMBH
Im Weiler 19
78351 Bodman-Ludwigshafen
Telefon +49 77 73 / 93 15 - 0
info@rettich-stahlbau.de
www.rettich-stahlbau.de

IHR PARTNER FÜR GENIALES AUS STAHL.

SONDERKONSTRUKTIONENKOMPLETTBAUSTAHLBAU HAFEN- UND STEGBAU

Ärzte warnen schon lange:  
Das Aussterben der Klinikland-
schaften ist nur eine Frage der Zeit...
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Bundesland zu Bundesland. Konsequenz: 
viele Kliniken stemmen die Investitionen 
aus den sowieso schon limitierten 
Einnahmen. 
Der Personalmangel im Gesundheits-
system ist ebenfalls von dauerhafter Ge-
stalt und schon lange allseits bekannt. 
Ärzte wandern ins Ausland ab (vornehm-
lich die Schweiz) oder suchen artver-
wandte Berufe ohne Patientenkontakt. 
Selbiges gilt für die Pflege. Ergebnis: auf-
grund von zu wenig Personal können we-
niger Fälle behandelt werden, was wiede-
rum die Einnahmen schmälert.
In den letzten drei Jahren hat die Corona-
krise ein weiteres zur finanziellen Schief-
lage der Krankenhäuser beigetragen. Zu 
viele Behandlungen wurden nicht durch-
geführt, zu viele Stationen geschlossen, 
zu viele Termine abgesagt und nicht 
nachgeholt. Konsequenz: noch weniger 
Einnahmen.
Die Energiekrise und die allgemeinen 
inflationsbedingten Kostensteigerungen 
sind nun die Spitze des Eisberges. Prob-
lem: die gestiegenen Kosten werden bei 
der Abrechnung mit den Krankenkassen 
nicht berücksichtigt. Die deutsche 
Krankenhausgesellschaft (DKG) geht von 
einem Defizit von 15 Milliarden Euro aus. 
Nur 6 % der Krankenhäuser bewerten 
ihre wirtschaftliche Lage übrigens als 
gut, so die DKG. Konsequenz: eine In-
solvenzwelle ist wahrscheinlich.

Was will der Bund nun tun?

Es gibt mehrere Ansatzpunkte: die Fall-
pauschalen sollen weitestgehend zurück-
gedrängt und Vorhaltekosten, wie die-
jenigen für Personal und Medizintechnik, 
stärker berücksichtigt werden. Zukünftig 
soll eine neue Aufteilung zu 40 % die 
Kosten für Vorhaltungen und zu 60 % für 
Fallpauschalen berücksichtigen.
In Bereichen wie der Geburtshilfe, Kinder-
heilkunde und Intensivmedizin sollen die 
Fallpauschalen zukünftig noch weniger 
Bedeutung erhalten.
Die Spezialisierung von Krankenhäusern 
soll nochmals gestärkt werden und nur 
solche Kliniken komplizierte Eingriffe ab-
rechnen können, die auch wirklich das 
entsprechende Know-how, qualifiziertes 
Personal und die notwendige technische 
Ausstattung vorweisen können. 

Darüber hinaus soll ein System der Ver-
sorgungsstufen eingeführt werden. Loka-
le Krankenhäuser sollen eng mit nieder-
gelassenen Ärzten arbeiten und aus 
dem Fallpauschalensystem herausgelöst 
werden. Kliniken der Stufe 2 sind für 
die regionale Regel- und Schwerpunkt-
versorgung zuständig. Krankenhäuser 
der Stufe 3, wie Unikliniken, sind die 
Maximalversorger.

Wann kommt die Reform?

Das kann bis zu 5 Jahre dauern. Eine 
gesetzliche Regelung muss erst formu-
liert werden. Bisher gibt es nur Vor-
schläge der Kommission.
Ein Problem: die Länder. Sie bestehen 
auf ihr Hoheitsrecht bei der Kranken-
hausplanung, auch wenn die Reform des 
Fallpauschalensystems grundsätzlich 
auf Zustimmung trifft. Ist ein Kranken-
haus in den Landeskrankenhausplan auf-
genommen worden, so kann dieses mit 
der Krankenkasse abrechnen. Das jeweili-
ge Bundesland hat also viel zu sagen.
Die Finanzierung der Reform ist ein 
weiteres großes Fragezeichen. Lauter-
bach glaubt, die Reform ohne zusätz-
liche Gelder umsetzen zu können. Die 
DKG bezweifelt dies, auch Karl-Josef 
Laumann, Gesundheitsminister aus 
Nordrhein-Westfalen.
Zur Überbrückung schlägt der Mar-
burger Bund Ausgleichszahlungen wie 
zur Corona-Zeit vor. Darüber hinaus 
sollen die inflationsbedingten Kosten-
steigerungen in den Abrechnungen mit 
den Krankenkassen berücksichtigt wer-
den. Ansonsten drohten „regionale Ver-
sorgungsengpässe“ und „unkontrollier-
bare Krankenhausschließungen“.

Es geht um viel

Das System befindet sich vor dem Kollaps. 
Seit vielen Jahren sind die Probleme 
evident. In den letzten 3 Jahren hat sich 
nochmals alles verschärft und zugespitzt. 
Es geht um nicht weniger als die medizi-
nische Versorgung im Land und damit die 
Gesundheit der Bürger.
Es geht aber auch um viele Interessen mit 
viel Konfliktpotenzial. Krankenkassen, 

die das Geld der Versicherten hüten, 
Krankenhäuser, die sich aus der chroni-
schen Unterfinanzierung lösen wollen, 
Landesregierungen, die ihre Kompeten-
zen im Bereich der Landeskrankenhaus-
planung und der Investitionsprogramme 
behalten wollen. Schließungen von 
Krankenhäusern und Zusammen-
legungen sind wahrscheinlich.
Es geht um viel… und vor allem auch um 
viel Geld. Milliarden sind zur zukünftigen 
Finan zierung der Kliniken notwendig. Die 
Zahlungen der Gesetzlichen Kranken-
kassen steigen dabei jetzt schon von Jahr 
zu Jahr und sind der größte Ausgaben-
posten dieser (im Jahr 2021 insgesamt 
85 Milliarden Euro). Hinzu kommt, dass 
während der Coronapandemie zusätz-
liche Ausgleichszahlungen des Bundes 
notwendig waren, darüber hinaus wur-
den für Corona-Patienten Versorgungs-
aufschläge bezahlt. All das kostete on 
the top nochmals 22 Milliarden Euro. 
Während der Coronapandemie wurde 
grundsätzlich und systematisch plan- 
und strategielos Geld des Steuerzahlers 
ausgegeben, welches jetzt fehlt.

Ausblick:  
Ist das System noch zu retten?

Ob das Kliniksystem fünf nach zwölf 
noch zu retten ist, bleibt zu bezweifeln. 
Die geplanten Ansätze gehen nicht in 
die falsche Richtung, ob sie wohlgleich 
ausreichen werden, die Titanic vor dem 
Eisberg zu retten, bleibt mehr als offen.
Zu erdrückend und vielschichtig sind die 
Probleme, zu komplex die Interessen, zu 
langsam die Vorgehensweise, zu spät die 
Erkenntnis.
Doch eines bleibt tatsächlich erstaunlich:
Es bedurfte schon einer besonderen An-
strengung, all diese Probleme über Jahre 
zu übersehen: der Ignoranz. Sie ist „die 
Summe aller Maßnahmen, die man er-
greift, um bestehende Tatsachen nicht 
sehen zu müssen“ (Sandra Pulsfort). 
Diese Ignoranz kommt dem Steuerzahler 
und der Gesundheit der Bevölkerung nun 
teuer zu stehen. 

Dr. Madline Gund,

madline.gund@gmail.com
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Die angespannte Versorgungslage mit 
Arzneimitteln beherrscht weiterhin den 
Apothekenalltag. Seit Monaten wird das 
Thema auch in der breiten Öffentlichkeit 
so intensiv diskutiert wie nie zuvor. Das 
ist gut und richtig so. Gehandelt worden 
ist allerdings bislang kaum durch die 
Politik. 

Lieferengpass, Lieferdefekte, Versor-
gungsengpass – die Begriffe werden 
mittlerweile fast inflationär verwendet. 
Was genau dahinter steckt, weiß aber bei 
Weitem nicht jeder. Das Bundesinstitut 
für Arzneimittel und Medizinprodukte 
(BfArM) hat zu den Begriffen eindeutige 
Definitionen festgelegt. Ein Liefereng-
pass liegt vor, wenn die Auslieferung 
eines Wirkstoffs länger als zwei Wochen 
unterbrochen ist oder eine deutlich er-
höhte Nachfrage das verfügbare An-
gebot in diesem Zeitraum übersteigt. Ein 
Versorgungsengpass kann die dramati-

sche Folge solcher Lieferschwierigkeiten 
sein, wenn es nicht gelingt, gleich-
wertige Alternativen zu finden.

Mammutaufgabe  
für die Apotheken vor Ort

Hauptleidtragende der aktuellen Situ-
ation sind die Patienten. Ist ihr Arznei-
mittel nicht lieferbar, ändert sich die 
Medikation oft plötzlich. Dies kann zu 
Verunsicherung, zu Therapieabbrüchen 
oder Medikationsfehlern führen. Be-
sonders in der Kinderheilkunde ist 
die Situation äußerst angespannt, da 
es schwierig ist, Alternativen bei der 
Arzneimittelversorgung von Kindern zu 
finden. 

Doch auch die Apothekenteams sind 
extrem belastet. Sie haben ohnehin 

Lieferengpässe  
bei Medikamenten
Ein Appell an die Politik, durchdacht, planvoll und nachhaltig zu handeln!

Benedikt Bühler, Pharmazeut sowie Beisitzer 
im Landesvorstand der MIT Baden-Württem-
berg und Stellvertretender Kreisvorsitzender 
der MIT Karlsruhe-Stadt
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schon mit verschiedenen Problemen 
zu kämpfen: Personalnot, eine hohe 
Inflationsrate, stark steigende Energie-
kosten, eine überbordende Bürokratie 
und Belastungen durch fehlgeleitete 
Gesetzesinitiativen. Hinzu kommt, dass 
die Vergütung der Apotheken in den ver-
gangenen 20 Jahren nur ein einziges Mal 
leicht erhöht worden, real also gesunken 
ist. Obendrein hat der Gesetzgeber diese 
Vergütung nun zusätzlich gekürzt, indem 
er mit dem GKV-Finanzstabilisierungs-
gesetz den Rabatt erhöht hat, den die 
Apotheken pro abgegebener Arznei-
mittelpackung den Krankenkassen ein-
räumen müssen. All dies bringt Inhaber 
und viele Beschäftigte bereits deut-
lich an ihre Grenzen. Das Management 
von Lieferengpässen erhöht den Stress 
und den Frust extrem. Manche Teams 
wenden gar weit mehr als 10 % ihrer 
wöchentlichen Arbeitszeit dafür auf, um 
die akuten Auswirkungen der Liefereng-
pässe in den Griff zu bekommen. Oft-
mals müssen sogar einzelne Mitarbeiter 
ausschließlich für das Management der 
Knappheiten abgestellt werden. Bei 
solchen Zahlen verwundert es nicht, 
dass laut Angaben der ABDA (Bundes-
vereinigung Deutscher Apothekerver-
bände) fast zwei Drittel der Apotheker 
die Versorgungssituation als das größ-
te Ärgernis im Berufsalltag empfinden. 
Hingabe und Leidenschaft für den Be-
ruf bleiben bei solchen Verhältnissen 
auf der Strecke. Die Apotheker, PTA und 
PKA bewerkstelligen täglich nahezu Un-
mögliches, um die Versorgungssicher-
heit der Bevölkerung mit Arzneimitteln 
sicherzustellen. Längst ist es dabei mit 
dem Abtelefonieren benachbarter Apo-
theken oder dem Ausweichen auf wirk-
stoffgleiche Präparate nicht mehr getan. 
Immer mehr Apotheken geben – u. U. 
nach zeitaufwendiger Rücksprache mit 
dem Arzt – Medikamente mit anderer 
Wirkstärke oder Darreichungsform ab, 
sie dosieren die Arznei um oder stellen 
einzelne Rezepturen sogar selbst her. 
Besonders bei fiebersenkenden Mitteln 
für Kinder ist das in vielen Apotheken 
mittlerweile gängige Praxis. Not macht 
bekanntlich erfinderisch. Doch irgend-
wann wird auch dieser Ideenreichtum 
der Apotheken nicht mehr weiterhelfen 
können und das gesamte fragile System 
zusammenbrechen. 

Mit Hilfe des flächendeckenden, wohn-
ortnahen Apothekennetzes, getragen 
von freiberuflichen, verantwortungs-
vollen Heilberuflern, ist es zwar noch 
möglich, zeitnah Einzellösungen für 
jeden Patienten zu finden. Mittlerweile 
schließt nahezu jeden Tag eine deutsche 
Vor-Ort-Apotheke und gibt den Betrieb 
für immer auf. Die niedrigschwelligen 
Anlaufstellen inhabergeführter Apo-
theken mit dem notwendigen Beratungs-
angebot brechen somit weg. Sind die 
Strukturen einmal zunichtegemacht, las-
sen sie sich nur schwer bis gar nicht wie-
der aufbauen. Insbesondere in sensiblen 
Bereichen wie der medikamentösen The-
rapie von Kindern und multimorbiden 
Patienten wird dies schmerzlich zu spü-
ren sein. Um das wohnortnahe Netz auf-
recht zu erhalten, muss daher ein solch 
hoher Mehraufwand wie das Manage-
ment der Engpässe, der sich pro Monat 
und Apotheke auf mehrere Tausend Euro 
beläuft, angemessen honoriert werden. 
Dies ist bislang nicht der Fall. Die Apo-
thekeninhaber bezahlen den Aufwand 
quasi aus eigener Tasche. 

Deutschland:  
die Apotheke der Welt –  

woher kommen die Lieferengpässe?

Die Gründe für die Lieferengpässe sind 
vielfältig und miteinander verwoben. 
Generika, also Nachahmerpräparate, 
sind besonders häufig betroffen, da 
unter anderem aufgrund der mit den 
Krankenkassen zu schließenden Rabatt-
verträge ein enormer Preiskampf 
herrscht. Teilweise sind diese Verträge 
exklusiv geschlossen, was zur Folge hat, 
dass sich die anderen Hersteller ganz 
aus dem Markt zurückziehen. Durch die 
steigend hohe Nachfrage können die 
wenigen Anbieter den Bedarf nicht mehr 
decken. Zudem gibt es für einige Wirk-
stoffe nur noch einen einzigen Billig-
lohnproduzenten weltweit. Das ganze 
System ist zu eng gestrickt. Außer-
dem haben wir uns abhängig gemacht.  
Sobald Lieferketten durch bürokratische 
Hürden, Verunreinigungen oder welt-
politische Geschehnisse zusammen-
brechen – oder auch nur der Bedarf 
wie in Erkältungszeiten sprunghaft  

ansteigt, zieht sich die Schlinge weiter 
zu. Durch weitere andauernde Kosten-
einsparungen gibt es für Hersteller auch 
schlicht keinen Anreiz mehr, in die Pro-
duktion wiedereinzusteigen. Über Jahre 
wurde das System kaputtgespart. Nun 
sind es die Patienten, Apotheker und 
Ärzte, die zunehmend unter der schwie-
rigen Lage leiden und immer lauter for-
dern, die Kostenschraube zu lockern und 
wieder verstärkt in Deutschland – oder 
zumindest in Europa – zu produzieren, 
um die Lieferproblematik zu bewältigen. 

Wie reagiert die Ampel-Koalition  
auf die Lieferengpässe?

Während der COVID-19-Pandemie wur-
den in Deutschland verschiedene verein-
fachte Abgaberegelungen für Apotheken 
eingeführt, um die Versorgung der 
Patienten zu sichern sowie Mehrfach-
kontakte und damit Infektionsrisiken 
zu vermeiden. Durch die Lockerung der 
Regeln ist es den Apotheken auch in 
der Pandemie mit viel Einsatz gelungen, 
ihren gesetzlichen Auftrag zu erfüllen 
und die Bevölkerung zuverlässig mit 
Arzneimitteln zu versorgen. Zu betonen 
ist dabei, dass auch unter der Gültigkeit 
der erleichterten Abgaberegeln stets das 
Interesse des Patienten, insbesondere 
dessen Wohl und Sicherheit, vollumfäng-
lich gewährleistet waren. Ausgerechnet 
in der aktuell prekären Lieferengpass-
Situation laufen diese Regeln jedoch 
am 7. April weitestgehend aus. Künftig 
sollen sie laut einem Gesetzentwurf des 
Bundesgesundheitsministeriums nur 
noch für Arzneimittel gelten, die auf der 
Engpassliste des BfArM stehen. Dort fin-
den sich allerdings nur verschreibungs-
pflichtige Arzneimittel, also keine Hus-
ten- und Fiebersäfte für Kinder. Zudem 
spiegelt diese Liste bei Weitem nicht die 
Wirklichkeit in den Apotheken wider, sie 
hinkt zeitlich zumeist hinterher. Wenn 
die Apotheken im Falle eines Liefereng-
passes immer einen Abgleich mit dieser 
Liste durchführen müssen, bedeutet 
dies einen zusätzlichen zeitaufwendigen 
bürokratischen Mehraufwand – und 
ein weiteres Risiko, von den Kassen in 
Regress genommen zu werden. Letzt-
lich wirkt die Ampel-Koalition mit dem 
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Gesetzesentwurf der Lösung des Prob-
lems sogar entgegen.

Erst recht muss dies gelten, wenn man 
den Vergütungsvorschlag des Gesetzes-
entwurfs betrachtet: Der Aufwand der 
Apotheker soll mit 50 Cent vergütet 
werden. Diese Pauschale deckt jedoch 
die Kosten für den Mehraufwand nicht 
einmal ansatzweise. Umgerechnet hät-
ten Apotheker dann knappe 30 Sekun-
den Zeit, um Alternativen zu finden, den 
Patienten zu informieren, gegebenen-
falls mit dem verordnenden Arzt Rück-
sprache zu halten usw. Das ist unmög-
lich. Eine solche Vergütung ist daher nur 
eines: eine Missachtung der Leistungen 
von Apothekenteams.

Die Politik muss jetzt handeln!

Die ABDA fordert stattdessen 21 Euro je 
Vorgang, wenn Apotheken aufgrund von 
Lieferengpässen ein Arzneimittel gegen 

ein Alternativpräparat austauschen müs-
sen. Dies kompensiert nach Kalkulation 
der ABDA den hohen Zeitaufwand und 
die Kosten, der mit dem Management 
von Lieferengpässen verbunden ist, an-
gemessen. Und selbst dieser um Faktor 
50 höhere Wert liegt noch immer hinter 
der Vergütung anderer, vergleichbarer 
Berufsgruppen weit zurück.
Um Lieferengpässe dauerhaft zu be-
heben, bedarf es eines durchdachten 
und krisensicheren Konstrukts: Für die 
Apotheken müssen umfassende Aus-
tauschregeln neu gedacht und etabliert 
werden. Hierbei ist es wichtig, die 
Augenhöhe zwischen Apotheken und 
gesetzlichen Krankenkassen in der 
Selbstverwaltung wiederherzustellen. 
Und das Honorar muss endlich realis-
tisch angepasst werden. Denn was viele 
nicht wissen: Die Preise von ver-
schreibungspflichtigen Arzneien und 
somit auch das Honorar für die Apotheke 
sind gesetzlich vorgeschrieben. Hier 
müssen sich Apotheken auf ein an-
gemessenes Honorar einschließlich 

einer Wertsicherungskomponente ver-
lassen dürfen. Langfristig gesehen müs-
sen Produktionsstandorte nach Europa 
zurückverlagert und die Daumen-
schrauben der Preispolitik konsequent 
gelockert sowie die Rahmenbedingungen 
für Rabattverträge verbessert werden. 
Schon jetzt gibt es neue Bereiche, wie 
z. B. im biotechnologischen Arznei-
mittelbereich, in denen man die gleichen 
Fehler wiederholt und sich erneut tot-
sparen möchte. Umso mehr muss es ver-
wundern, dass die Politik die Apotheken 
bis heute nicht aktiv ins Boot geholt hat, 
um gemeinsame und praxisorientierte 
Lösungen zu finden. Mit einer Schnell-
Schnell-Lösung ist es schlechterdings 
nicht getan. Es muss stattdessen endlich 
– durchdacht, planvoll und nachhaltig – 
gehandelt werden.  

Benedikt Bühler,

benedikt.buehler@rathaus-apotheke- 

groetzingen.de

YOUR
SOLUTION
PARTNER

Besuchen Sie uns auf der LogiMATin Stuttgart 
vom 25. – 27. April 2023, Halle 1, Stand 1OG91
www.stopa.com

Automatisierte Lagertechnik 
für Bleche, Rohre und andere 
Langgutmaterialien
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Gem. § 1 ihrer Satzung ist die „Mittel-
stands- und Wirtschaftsunion“ (MIT) der 
organisatorische Zusammenschluss von 
wirtschaftspolitisch interessierten Per-
sonen, insbesondere von Unternehmern, 
Handwerkern, Gewerbetreibenden, Land-
wirten, Angehörigen der Freien Berufe und 
der Leitenden Angestellten sowie von ver-
antwortlich Tätigen in Wirtschaft und Ver-
waltung. Gesundheits- und Pflegepolitik 
kommt darin auf den ersten Blick nicht vor. 
Gleichwohl dürfte es unstrittig sein, dass 
die unter dem Sammelbegriff „Gesund-
heitswirtschaft“ zusammengefassten 
Wirtschaftszweige von wesentlicher Be-
deutung für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland sind.

Laut der aktuellen Ergebnisse der sog. 
„Gesundheitswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung“ des BMWK für 2021 hat die 
Gesundheitswirtschaft in Deutschland 
eine erhebliche ökonomische Bedeutung 
für unsere Volkswirtschaft: Je nach Be-
rechnung arbeiten dort zwischen 5,6 
und 7,7 Millionen Menschen. Sie erwirt-
schaftete im Jahr 2021 ca. 12,1 %  – dies 
entspricht etwa jedem achten Euro – des 
deutschen Bruttoinlandsprodukts.
Die Vielschichtigkeit dieses Sektors 
spiegelt sich in der Arbeitsweise und 
Zusammensetzung der Bundesfach-
kommission Gesundheit und Pflege wie-
der, denn sie zieht ihre Stärke aus der 
engen Verzahnung von lokaler, regionaler 

und bundespolitischer Kompetenz, die 
durch ihre Mitglieder repräsentiert wird. 
Strategisch hatte sich der Kommissi-
onvorstand zudem bereits frühzeitig 
auf ein umfassendes Arbeitsprogramm 
verständigt, das alle wesentlichen As-
pekte der Gesundheitswirtschaft (u. a. 
Medizinprodukte, Heilmittelerbringer, 
Versicherungsmarkt, Pharma, Heil-
berufe, Krankenhaus etc.) umfassen soll-
te. Zudem war es unsere Entscheidung, 
das Thema „Europa“ regelmäßig auf die 
Kommissionsagenda zu setzen: Denn 
auch wenn die europäischen Verträge 
nur „sehr überschaubare“ gesundheits-
politische Kompetenzen auf der europäi-
schen Ebene verorten, kommt der euro-
päischen Gesundheitspolitik de facto 
eine stetig wachsende Bedeutung zu.
Ein Blick in das Beschlussprotokoll des 
MIT-Bundesvorstandes dokumentiert ein-
drucksvoll den fachlichen Sachverstand 
der Kommission Gesundheit und Pflege: 
Nicht weniger als 15 ihrer Beschlüsse 
hat der MIT-Bundesvorstand seit Ende 
2021 übernommen. Damit gelingt es der 
Gesundheitskommission immer wieder, 
den Fokus auch auf Bundesebene auf die 
mannigfaltigen Probleme und Fragen der 
Gesundheitswirtschaft zu richten.
Besonders erfreulich ist es daher, damit 
sich mit Dr. Georg Kippels (Obmann von 
CDU/CSU im Gesundheitsausschuss), 
Simone Borchardt und Diana Stöcker 
(beide Gesundheitsausschuss) drei fach-
lich ausgesprochen versierte Mitglieder 
des Deutschen Bundestages aktiv in die 

Mittelständische 
Gesundheitspolitik in 
Zeiten neuer Heraus-
forderungen

Mo.-Fr.: 9 Uhr – 18 Uhr  

     Sa.: 9 Uhr – 14 Uhr  

  
Besuchen Sie unsere Ausstellung  
   und lassen Sie sich inspirieren  

Siegfried-Levi-Str. 12  
74199 Untergruppenbach 

07131/2037480 

www.konzschaefer.de 
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Simone Borchardt MdB, Co-Vorsitzende der Kom-
mission Gesundheit/Pflege 

Dr. Georg Kippels MdB, Stv. Vorsitzender der 
Kommission Gesundheit/Pflege

Arbeit der Kommission einbringen und 
ihrerseits Impulse aus der MIT in die 
praktische Arbeit des Gesundheitsaus-
schusses einbringen können.

Arbeitsschwerpunkte

In den vergangenen zwei Jahren war die 
Arbeit der Kommission vor allem durch 
den Regierungswechsel und die damit 
verbundene notwendige Neuaufstellung 
sowie die Folgen der Coronapandemie 
geprägt; gerade die Coronapandemie hat 
eindrucksvoll die gesamtgesellschaft-
liche Bedeutung der Gesundheitspolitik 
unter Beweis gestellt. 
Doch auch in der Opposition wächst 
die Anzahl politischer Unterstützungs-
anfragen in dem Maße, in dem die Un-

zufriedenheit mit der Gesundheitspolitik 
auf Bundesebene wächst. Ohne aus-
reichende personelle und ergo finanzielle 
Unterstützung ist dies aber nur sehr be-
grenzt möglich.
Weitere Themenschwerpunkte waren 
u. a. europäische Gesetzesvorhaben wie 
die sog. Medizinprodukte-Verordnung 
oder der europäische Gesundheits-
datenraum, Fragen der Verbesserung der 
Arzneimittelversorgung sowie die Stär-
kung des Pharmastandortes Deutschland 
oder die Finanzierung der Pflege.

Herausforderungen

Der Blick in die Zukunft zeigt, dass 
das Gesundheitssystem vor dem 
Hintergrund der viel beschriebenen 

demografischen Veränderungen vor 
dramatischen Entwicklungen steht. 
Die gesamtwirtschaftlichen Heraus-
forderungen fordern ein fundamen-
tales Umdenken in der Frage der Fi-
nanzierung bzw. der Verteilung von 
Kosten im Gesundheitssystem, vor 
allem in der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV). Dort sind die 
Gesundheitsausgaben gemessen 
am BIP zwischen 2006 und 2021 von 
10,4 auf 12,9 % gestiegen – Tendenz 
steigend. In der Folge wird sich die 
Notwendigkeit einer Grundsatz-
entscheidung stellen: Will man das 
Finanzierungsproblem in den Sozial-
versicherungssystemen dauerhaft 
über Steuergelder oder alternativ 
über mehr Eigenbeteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger lösen?
Parallel dazu hat sich die Politik 
u. a. aufgemacht, eine Reform des 
Krankenhauswesens auf den Weg zu 
bringen. Je nach dem, wie diese aus-
fällt, wird man auch die ambulante 
Versorgung in der Folge neu aus-
richten müssen.
Hier muss die MIT mit der ihr eige-
nen Kompetenz und aus dem Blick-
winkel des Mittelstandes nach-
haltige Lösungsansätze entwickeln, 
die auch in Zeiten zukünftiger poli-
tischer Verantwortung Bestand 
haben können. Dieser Aufgabe stellt 
sich die Kommission Gesundheit 
und Pflege gerne! 

Simone Borchardt MdB und  

Dr. Georg Kippels MdB,

mit-bund.de/kategorie/gesundheitpflege
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Vor einigen Jahren stapelten sich noch 
die Bewerbungsunterlagen junger Ärz-
tinnen und Ärzte auf den Schreibtischen 
von Chefärzten, insbesondere an den Uni-
versitätskliniken im Land. Mittlerweile ist 
das Gegenteil der Fall. Laut einer Umfrage 
der Baden-Württembergischen Kranken-
hausgesellschaft (BWKG) aus dem Jahr 
2022, bei der unter anderem die Geschäfts-
führungen von 198 Krankenhäusern und 
132 Reha- und Vorsorgeeinrichtungen be-
fragt wurden, haben rund drei Viertel der 
Geschäftsführungen Probleme, freie Stellen 
im ärztlichen Dienst zu besetzen. Die demo-
grafische Entwicklung wird mittelfristig zu 
einer weiteren Verschärfung dieses Prob-
lems beitragen. Wenn die geburtenstarken 
Jahrgänge ihren wohlverdienten Ruhestand 
antreten, wird die Versorgungslage noch 
schwieriger, weil zu wenige Ärztinnen und 
Ärzte nachkommen. Dies hat selbstredend 
auch Auswirkungen auf die Versorgungs-
qualität bei Patientinnen und Patienten. 
Langfristig hilft hier nur, die Zahl der 
Medizinstudienplätze deutlich zu erhöhen. 

Personalökonomisch betrachtet hat sich 
auch der ärztliche Arbeitsmarkt weg von 
einem Arbeitgeber- hin zu einem Arbeit-
nehmermarkt entwickelt. Ärztinnen und 
Ärzte können es sich aussuchen, in welcher 
Klinik sie arbeiten möchten. Darüber hinaus 

stehen Medizinerinnen und Medizinern 
auch attraktive nicht-ärztliche Tätigkeiten 
offen. So werben beispielsweise Unter-
nehmensberatungen explizit um Ärztinnen 
und Ärzte. Aufgrund des ökonomischen 
Drucks, der massiven Arbeitsverdichtung 
und der hohen Arbeitsbelastung in den 
Krankenhäusern überlegen nicht wenige 
Ärztinnen und Ärzte, ihren Beruf ganz an 
den Nagel zu hängen. So erwägen laut einer 
2022 veröffentlichten, deutschlandweiten 
Umfrage des Marburger Bundes 25 % der 
Ärztinnen und Ärzte, ihre Tätigkeit ganz 
aufzugeben. Diese Zahl ist alarmierend! 
Ein Medizinstudienplatz kostet den Staat 
laut Statistischem Bundesamt in Summe 
etwa 200.000 Euro. Es muss daher im un-
bedingten Interesse der öffentlichen Hand 
liegen, dass Ärztinnen und Ärzte nicht aus 
der Patientenversorgung aussteigen, son-
dern im System bleiben. Dies gelingt nur 
über eine substanzielle Verbesserung der 
Rahmenbedingungen in den Kliniken. 

Nicht-ärztliche Tätigkeiten  
als zusätzlicher Stressfaktor

Eine große Belastung, die den Ärztin-
nen und Ärzten die Zeit an den Patien-
tinnen und Patienten raubt, stellen 

Tätigkeiten dar, die auch von nicht-
ärztlichem Personal erledigt werden 
könnten. Dabei geht es beispielsweise 
um Datenerfassung, Dokumentation 
oder stundenlange Telefonate auf der 
Suche nach freien Betten. Mehr als die 
Hälfte der baden-württembergischen 
Mitglieder des Marburger Bundes 
(56,9 %) ist laut einer Umfrage aus dem 
Jahr 2021 pro Arbeitstag im Durch-
schnitt bis zu 30 % mit nicht-ärztlichen 
Verwaltungstätigkeiten beschäftigt. 
Die genannten Arbeiten könnten in 
vielen Fällen von Schreibkräften oder 
durch Stationssekretariate erledigt 
werden. 

Befristungspraxis an Unikliniken:  
mehr Druck bei wenig Sicherheit

Ein besonders an den Universitäts-
kliniken im Land vorkommendes Prob-
lem stellt die systematische Befristung 
ärztlicher Arbeitsverträge dar. Dr. Mi-
chael Preusch, gesundheitspolitischer 
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion 
hat hierzu auf eine parlamentarische 
Anfrage eine erschreckende Antwort 
des Wissenschaftsministeriums er-
halten. Demnach sind circa 80 % der 

Behandlungs vorschläge 
für ein chronisch krankes 
System
Personalmangel, schlechte Arbeitsbedingungen, systematische Befristungspraxis: 

kurz- und langfristige Lösungsansätze
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Fachärztinnen und Fachärzte an den 
Universitätskliniken befristet an-
gestellt. Die Zahl deckt sich mit der vom 
Marburger Bund Baden-Württemberg 
erhobenen Zahl aus dem Jahr 2021. 
Nach der im Jahr 2021 durchgeführten 
Umfrage mindert die Befristungspraxis 
die Attraktivität des Arbeitsplatzes er-
heblich. Drei Viertel der aktuell oder in 
den vergangenen zehn Jahren befristet 
angestellten Mitglieder des Marburger 
Bundes an den Universitätskliniken 
halten die Laufzeitbegrenzung ihres 
Arbeitsvertrags für nicht angemessen. 
Befristungen setzen die Medizinerin-
nen und Mediziner im Arbeitsalltag 
unter Druck: So wird die Befristung als 
Hemmschwelle empfunden, um Über-
stunden u. a. Dinge abzulehnen. Fast 
60 % der Marburger-Bund-Mitglieder 
an den Universitätskliniken im Land 
fühlen sich durch die Befristung daran 
gehindert, Probleme wie die hohe 
Arbeitsbelastung offen anzusprechen 
oder trauen sich nicht, eine ab-
weichende Meinung zu behandlungs-
relevanten Fragen gegenüber Vor-
gesetzten zu vertreten. Befristete 
Arbeitsverträge verhindern damit 
eine offene Fehlerkultur und können 
letztendlich die Patientensicherheit 
gefährden.

Im Privatleben nehmen die Betroffenen 
ebenfalls negative Auswirkungen der 
Befristung wahr, z. B. bei der Familien-
planung oder bei schwerer Krankheit. Die 
Sicherheit einer Weiterbeschäftigung 
nach schwerer Erkrankung, wie es sie 
im unbefristeten Arbeitsverhältnis gibt,  
ist mit einem befristeten Arbeitsver-
trag nicht gegeben. Rund die Hälfte 
der aktuell oder in den vergangenen 
zehn Jahren befristet angestellten Mit-
glieder des Marburger Bundes an den 
Universitätskliniken hat deshalb bereits 
einen Arbeitsplatzwechsel in Erwägung 
gezogen, einer von zehn sogar eine 
komplette Abkehr vom Arztberuf. 

Es liegt in der Verantwortung der Landes-
regierung, insbesondere des Wissen-
schaftsministeriums, die unsägliche Be-

fristungspraxis zu beenden. Dies würde 
für mehr Planungssicherheit auf Seiten 
der Ärztinnen und Ärzte sorgen, mehr 
Raum für konstruktive Zusammenarbeit 
im stressigen Arbeitsalltag geben und 
somit die Attraktivität der Universitäts-
medizin insgesamt erhöhen. Insgesamt 
müssen die Entscheidungsträger in 
Bund, Land und Kommunen die Zeichen 
der Zeit erkennen und attraktivere 
Rahmenbedingungen für das ärztliche 
Personal schaffen. Dies führt im Ergebnis 
auch zu einer besseren Versorgung der 
Patientinnen und Patienten.  

Sylvia Ottmüller, Dr. med. Jörg Woll,  

Michael Beck,

vorsitz@marburger-bund-bw.de, 

marburger-bund-bw.de

Sylvia Ottmüller, 1. Landesvorsitzende des Mar-
burger Bundes Baden-Württemberg, Mitglied im 
Bundesvorstand des Marburger Bundes, Fachärztin 
für Frauenheilkunde und Geburtshilfe, als Ober-
ärztin am Klinikum Stuttgart tätig

Dr. med. Jörg Woll, 2. Landesvorsitzender des 
Marburger Bundes Baden-Württemberg, Fach-
arzt für Frauenheilkunde und Geburtshilfe, als 
Oberarzt am Universitätsklinikum Freiburg tätig

Michael Beck, Leiter Kommunikation und Politik, 
Pressesprecher des Marburger Bundes Baden-
Württemberg  

Behandlungs vorschläge 
für ein chronisch krankes 
System
Personalmangel, schlechte Arbeitsbedingungen, systematische Befristungspraxis: 

kurz- und langfristige Lösungsansätze

 
Informationen zum Marburger Bund Baden-Württemberg 

Der Marburger Bund Baden-Württemberg ist mit seinen über 18.000 Mitgliedern 
die gewerkschaftliche, gesundheits- und berufspolitische Interessenvertretung 
der angestellten und beamteten Ärztinnen und Ärzte in Baden-Württemberg.

marburger-bund-bw.de 
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Die Medizintechnik ist in Deutschland ein wichtiger Teil der 
Gesundheitswirtschaft – und insbesondere in Baden-Württem-
berg von überragender Bedeutung. 

Medizintechnik- 
Standort stärken und 
Potenziale besser 
nutzen

Dr. Marc-Pierre Möll ist seit 
April 2019 Geschäftsführer 
des Bundesverbandes Medizin-
technologie e. V. in Berlin sowie 
Geschäftsführer der BVMed-Akademie. 
Er ist zudem Mitglied des BVMed-Vorstands. 
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Fakten und Zahlen  
zur MedTech-Branche

• Die Medizintechnik-Unternehmen beschäftigen in Deutsch-
land über 250.000 Menschen. Allein in Baden-Württemberg 
sind es über 53.000 Beschäftigte – gegenüber 26.000 in der 
Pharmabranche. 

• Die Branche ist stark mittelständisch geprägt. 93 % der 
MedTech-Unternehmen beschäftigen weniger als 250 Per-
sonen. In Baden-Württemberg sind insgesamt rund 850 
MedTech-Unternehmen ansässig – gegenüber knapp 90 
Pharmaunternehmen. 

• Medizintechnologien sind ein wichtiger Treiber des medizi-
nischen Fortschritts. Im Durchschnitt investieren die Unter-
nehmen rund 9 % ihres Umsatzes in Forschung und Entwicklung. 

• Die deutsche Medizintechnik ist auf dem Weltmarkt sehr 
erfolgreich. Die Exportquote liegt bei rund 66 %, der Gesamt-
umsatz bei über 36 Milliarden Euro. Davon kommen über 14 
Milliarden Euro allein aus Baden-Württemberg.

Die Bewältigung der COVID-19-Pandemie und der Folgen 
des russischen Krieges gegen die Ukraine haben die globalen 
Lieferketten beeinträchtigt. Zusätzlich kämpft die Medizin-
technik-Branche mit der dramatischen Kostenentwicklung: 
durch steigende Energie- und Rohstoffpreise, durch stei-
gende Logistik- und Frachtkosten, durch erhöhten regulato-
rischen Aufwand, aber auch durch Inflation und steigende 
Lohnkosten. 

„Das größte Innovationshemmnis  
ist hausgemacht“

Das aktuell größte Problem der Branche ist aber haus-
gemacht: die EU-Medizinprodukte-Verordnung (MDR). Die An-
forderungen an den Marktzugang von Medizinprodukten, an 
den Lebenszyklus des Produkts und an die benannten Stellen 
steigen durch sie erheblich. Der neue Rechtsrahmen betrifft 
dabei nicht nur neue Medizinprodukte, sondern auch alle be-

Günstige Aktionshäuser, Festpreis-
garantie und transparente Angebote 
bis zum schlüsselfertigen Objekt: Familie 
Marleen und Manuel M. hat sich den 
Wunsch vom individuellen und bezahl-
baren Zuhause schon erfüllt. Wann 
sprechen wir über Ihre Träume?

www.schwoererhaus.de

Wirtschaftsforum_Merz_88x125.indd   1Wirtschaftsforum_Merz_88x125.indd   1 10.03.23   11:5910.03.23   11:59

 

Lieferengpässe bei Arzneimitteln und 

Medizinprodukten sind seit der Corona-

pandemie und den Auswirkungen des 

russischen Angriffskrieges auf die Uk-

raine ein großes Thema. Die Ursache 

neben den durch die Krisen gestörten 

Lieferketten: in den letzten Jahrzehnten 

wurde ein großer Teil der Produktion 

nach Asien verlagert. Zudem droht 

Europa als Forschungsstandort zurück-

zufallen: Auslöser ist die EU-Medizin-

produkte-Verordnung, kurz MDR. Um 

die Potenziale des Innovations- und 

Wachstumsmotors Medizintechnik auch 

in Zukunft zu nutzen, müssen wir die 

MDR strategisch weiterentwickeln und 

mit wirtschaftspolitischen Maßnahmen 

den Forschungs- und Produktionsstand-

ort Deutschland stärken. 
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währten und sicheren Bestandsprodukte sowie Spezialprodukte 
für zum Beispiel kleine Patientenpopulationen. 

Die neue EU-Verordnung zeigt bereits jetzt drastische Aus-
wirkungen im Medizintechnik-Markt. Produkte werden vom 
Markt genommen. Innovationen stecken aufgrund der MDR-
Bürokratie in der Warteschleife und drohen auszuwandern. 
Wenn die Mehrheit der F&E-Ausgaben in Re-Zertifizierungen 
von Altprodukten gehen, dann läuft etwas falsch. Darunter 
leidet der medizintechnische Fortschritt – und Deutschland 
insgesamt als Wirtschafts- und Forschungsstandort. Wir ver-
schenken damit auch Wertschöpfung in Deutschland. 

Potenziale der Medizintechnik  
besser nutzen

Was muss jetzt getan werden? Wir brauchen mehr Pragmatis-
mus und Tempo auf europäischer Ebene. Ebenso wichtig 
ist es aber, Innovationshürden auf nationaler Ebene zu be-
seitigen, damit Unternehmen wieder verstärkt in Deutsch-
land investieren. Der zeitnahe Zugang von medizintechno-
logischen Therapien in die Versorgung ist dafür essenziell. 
Entsprechend müssen Zulassungs- und Erstattungsverfahren 
beschleunigt und an die Erfordernisse innovativer Produkte 
angepasst werden.

Unser „Maßnahmenpaket“ in Stichworten: 

• Wir müssen die MDR strategisch weiterentwickeln, schneller 
und effizienter werden, damit Europa wieder gegenüber den 
USA konkurrenzfähig ist. 

• Wir müssen die Rahmenbedingungen für die klinische For-
schung in Deutschland stärken, Produktionskapazitäten in 
Deutschland halten und ausbauen sowie Fast-Track-Verfahren 
für medizintechnische Innovationen etablieren.

• Wir müssen die Nutzung von Gesundheitsdaten für forschen-
de Unternehmen ermöglichen und die digitale Gesundheits-
versorgung mit einer Digitalisierungsstrategie zielgerichtet 
voranbringen. 

Mein Fazit: Die Medizintechnik kann eine der Zukunfts-
branchen in Deutschland sein und auch für Baden-Württem-
berg in den nächsten Jahren als Wachstums- und Innovations-
motor noch wichtiger werden. Innovationen in der 
Medizintechnik bieten ein großes Potenzial für die Gesund-
heitsversorgung der Zukunft und zugleich große wirtschaft-
liche Chancen für Unternehmen in Deutschland. Eine 
forschungsstarke, leistungsfähige, wirtschaftlich gesunde 
und international wettbewerbsfähige Medizintechnik-
Branche ist daher auch für den Wirtschafts-, Forschungs- 
und Entwicklungsstandort Deutschland essenziell.  

Dr. Marc-Pierre Möll,

moell@bvmed.de,

bvmed.de

Frei geplante Architektenhäuser. Für Menschen, die ihren eigenen 
Weg gehen. Vor allem wenn es um die Gestaltung ihres Zuhauses 
geht.

... Ideen keine Grenzen zu setzen.

Freiheit heißt, ...

weberhaus.de
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Es ist wohl dem Zeitgeist geschuldet, dass überall versucht wird, 
den Medizintechnik-Fachhandel komplett zu umgehen, auszu-
grenzen und/oder von Endverbrauchern wie Klinken, Praxen und 
natürlich Operateuren und Ärzten und anderen Kaufentscheidern 
fernzuhalten. 
Mal werden Gebiete beschnitten, dann werden Margen gekürzt; 
ein anderes Mal werden Produkte und Dienstleistungen vom Ver-
triebsrecht ausgenommen, dann wiederum werden Kunden ex-
kludiert usw. Möglichkeiten, dem Handel das Leben schwer zu 
machen, gibt es viele in den kreativen Köpfen mancher Konzern-
strategen. Doch genau durch solche Maßnahmen der Industrie 
und der Konzerne zeigt sich am Markt, dass der technische Fach-
handel für Medizintechnik und dessen Know-how nie so sehr be-
nötigt wurde wie derzeit… 

Peter Benner, Geschäftsführer der BiQ-medical GmbH

Der Medizintechnik-
Fachhandel – wichtig 
wie nie zuvor und ein 
Modell für die Zukunft!
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Was aber waren und sind derzeit noch die Motive und Beweg-
gründe für diese sehr ungute Entwicklung? Nun, zum einen ist 
es schlicht die Motivation, alle möglichen Gewinnmargen sel-
ber einzusacken. Dann möchte man Abhängigkeiten der Kunden 
von einem selbst etablieren. Ferner spielt noch die Ausschaltung 
des Wettbewerbs durch die eigene Steuerung des Vertriebs eine 
wesentliche Rolle. 

Aber auch die zweifelsohne oft aberwitzigen Obliegenheiten der 
neuen MDR (Medical Device Regulation) kosten unglaublich viel 
Geld und zwingen die Hersteller zum Sparen – leider oft am fal-
schen Ende, wie eben beim Fachhandel.
Zur Ehrenrettung sei gesagt, dass eben nicht jeder Medizin-
technik-Fachhandel eine Handelsorganisation vom Fach war und 
ist, sondern meist ein Bauchladen mit einem Angebot von A bis 
Z, das eigentlich mit der Expertise der eigenen Leute gar nicht 
wirklich vertrieben werden konnte und kann. Auch die mangeln-
de Lieferantentreue und andere dem „modernen Business“ ver-
schriebene Handlungsweisen waren oft in der Vergangenheit 
nicht angetan, dauerhafte Industrie-Handelsbeziehungen zum 
Wohle der Verbraucher zu etablieren. Auch hat sich der Handel 
mancherorts vom direkten Kundenkontakt verabschiedet – das 
sind auch Teile der Wahrheit, die hier nicht unter den Teppich ge-
kehrt werden sollen…
 
Was aber die Medizintechnik-Industrie zum Teil derzeit vermehrt 
macht, kann nur ein Irrweg sein. Man rüstet mehr und mehr mit 
neuem Vertriebspersonal auf, welches zu 95 % aus dem BWL-Um-

feld kommt, aber weder technische Expertise über die medizini-
schen Produkte und Dienstleistungen noch OP- bzw. Markter-
fahrung mitbringt.

Entscheidungsbefugnisse haben diese meist jungen Leute zu Beginn 
ihrer Tätigkeit gar keine – müssen sich für alles, was sie tun, dreierlei 
oder mehr Unterschriften in ihren Konzernen einholen usw. 
Haben sich dann die ersten Umsatzerwartungen und damit die 
verbundenen Provisionsmodelle schnell als unrealistisch oder gar 
nicht machbar entpuppt, sind sie oft ganz schnell wieder weg und/
oder landen direkt bei der Konkurrenz.
Nicht nur die dadurch erzeugte hohe Fluktuation im Außendienst 
stößt u. a. Einkäuferinnen und Einkäufern sowie den Ärztinnen 
und Ärzten mehr und mehr auf  – wie schön war es doch da beim 
Handel, bei dem man jahrelang mit den gleichen Leuten zu tun 
hatte und die einem schnell, kompetent, unkompliziert und ent-
scheidungsbefugt helfen konnten.
Die Umgehung des Fachhandels in der Medizintechnik ist also in 
Summe nicht zielführend, ja zum Teil sogar gefährlich – hier sind 
Erfahrung und Können gefragt; in diesem Markt geht es um Men-
schen, Patienten und Gesundheit!
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Dazu kommt, dass speziell im ambulanten Markt die Kaufent-
scheider meist keine Kaufleute, sondern Operateure sind; spe-
ziell hier spielen eine gute Ausbildung, Erfahrung, Kenntnisse 
über Produktangebot und Abrechnungsmodi sowie natürlich Be-
ziehungen zu Zweit- und Drittanbietern eine ganz wesentliche 
Rolle des Außendienstes.
Ebendas kann angestelltes Vertriebspersonal der Industrie ja von 
Natur aus nicht bieten.

Wir beobachten auch seit Jahren, wie kreativ die Industrie immer 
neue „Business Units“, „Sales Forces“ usw. aus dem Boden stampft 
– Abteilungen, welche dann später eher gegen-, anstatt miteinander 
arbeiten. Stellt sich das alles dann irgendwann als unproduktiv heraus, 
wird kurzer Hand wieder alles auf links gedreht, Leute werden aus-
gestellt oder umbesetzt und an anderen Stellen wird Geld verbrannt. 
Das Modewort, das Konzerne und die Industrie in diesem Zu-
sammenhang immer gerne benutzen, ist „Compliance“. Was aber 
ist das, welchem Kunden hilft das und was bringt es für Mehrwerte?
 
Wir bei der BiQ-medical GmbH setzen den „ehrbaren Kaufmann“ 
dagegen, nach welchem wir zertifiziert handeln und arbeiten. Eine 

einzige Seite, die alles aussagt, anstatt ellenlanger Pamphlete, die 
stets auch teure Juristen beschäftigen; Geld, das natürlich irgend-
wann auch auf die Produkte und Dienstleistungen aufgeschlagen 
werden muss. 
Ja, das Handeln nach den Prinzipien eines ehrbaren Kaufmannes 
ist eine altbewährte Tugend und klingt in der Tat etwas antiquiert 
– aber nie war das so aktuell wie heute! 
„Compliance“ klingt natürlich trendy und wichtig. Doch wer alles 
schmückt sich damit und hat eine ganz andere Historie und lebt 
eine ganz andere Gegenwart?

Der Fachhandel – also dort, wo Leute vom Fach handeln – bie-
tet aber noch ganz andere, sehr entscheidende Vorteile für den 
Verbraucher/Anwender:
Er kann genau das Richtige zusammenstellen, weil er viel größer 
vernetzt ist und den Markt besser kennt.
Er kann mit Mischkalkulationen arbeiten, weil er durch sein größe-
res Programm ganz andere Lösungen anbietet.
Er kennt auch die „Perlen“ der Programme anderer Anbieter, die 
oft in Verbindung erst richtig Nutzen für Operateur und Patient 
schaffen können.
Er ist viel näher am Markt und kennt dessen Bedürfnisse und er ist 
näher an den handelnden Personen.
Er kennt Potenziale, die der Industrie oft verborgen bleiben usw.
 
Den größten Nutzen für die Verbraucher bieten stets starke und 
vertrauensbasierte Partnerschaften aus Industrie und Handel, in 
denen jeder genau das tut, was er am besten kann. Die Industrie 
kümmert sich um innovative und marktfähige Produkte mit ak-
zeptablen Lieferzeiten und der Medizintechnik-Fachhandel berät 
die Kunden und bringt die Produkte in den Markt. 
Ich selber bin überzeugt, dass sich im Markt nicht zuletzt wegen 
der Coronakrise die Spreu wieder vermehrt vom Weizen trennt 
und dem Medizintechnik-Fachhandel die Bedeutung wieder bei-
kommt, die er immer hatte. 

Peter Benner,

peter.benner@biq-medical.com,

biq-medical.com
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Gesundheit ist divers. Damit vor-
beugende Maßnahmen wir-
ken, müssen sie individuell zu-

geschnitten sein und möglichst viele 
Unterschiede in den Fokus nehmen. 
Gesundheitsvorsorge muss jeden genau 
dort abholen, wo er oder sie steht. Der 
Ansatz „Prävention 4.0“ der ias-Gruppe 
hebt die Gesundheitsprävention durch 
Personalisierung und die Ausrichtung an 
Lebensphasen, Geschlecht und Gender 
auf eine neue Stufe. 
Unser Ziel: Menschen über den gesamten 
Zeitraum ihrer Erwerbsbiografie persona-
lisiert und nachhaltig zu begleiten. Dazu 
ist die Vernetzung von verschiedenen 
Fachgebieten, wie der Psychologie, 
der Gendermedizin und der Alterns-
forschung, wichtig. Gemeinsam arbeiten 
wir an der Gesundheitsförderung in der 
modernen Arbeitswelt. Damit Check-
ups möglichst nachhaltig sind, lohnt  

Edgar Dockhorn,  
Geschäftsführer der ias PREVENT GmbH

Nachhaltige 
Prävention –
Nachhaltige 
Unter-
stützung
Gesundheit ist ein entscheidender Faktor für die 

Wettbewerbsfähigkeit moderner Unternehmen. 

Das ist letztlich klar und Sie haben sich sicher-

lich damit bereits intensiv auseinandergesetzt. 

Aber wie sieht dies in der Praxis aus? Wie kann 

„Gesundheit“ im Unternehmen entstehen bzw. 

erhalten bleiben? Ist ein Invest in die Gesundheit 

lohnenswert? Wir sagen eindeutig JA, denn… 
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es sich, die Gesundheitskompetenz der 
Teilnehmenden über digitale Dienst-
leistungen und Services permanent zu 
begleiten.

Den Herausforderungen 
 von morgen heute schon begegnen

Die Mitarbeitenden von morgen brau-
chen Fähigkeiten, die beim Thema 
New Work beispielsweise über techni-
sches Know-how hinausgehen. Gefragt 
sind Konzepte und Angebote, die das 
Bewusstsein und die Offenheit für The-
men wie New Work, Diversity und Stress-
bewältigung auf einer individuellen 
Ebene transportieren. 
Mit Blick auf die Herausforderungen 
der Arbeitswelt nach der Pandemie wird 
es einen Unterschied machen, ob sich 
Führungskräfte und Mitarbeitende noch 
in diesem Sinne engagieren oder ihr En-
gagement weitgehend zurückfahren. Ein 
zentrales Handlungsfeld ist gesundheits-
förderliche Führung, die auch die psy-
chische Gesundheit der Mitarbeitenden 
stärker einbezieht. 
Mitarbeitende, die eine bessere und ge-
sundere Selbstwahrnehmung entwickeln, 
sind ausschlaggebend dafür, Gesund-
heitswissen ins gesamte Unternehmen 
zu transferieren. Dazu zählen sogenannte 
„Life-Skills“, wie das Wissen zu gesunder 
Ernährung, lebensphasenorientierter 
Prävention oder um die Auswirkungen 
von Stress. Unternehmen müssen ihre 
Angebote hinsichtlich der Diversität 
ihrer Mitarbeitenden weiterdenken.

Stärkung für das gesamte 
Unternehmen

Dass sich Anpassungsfähigkeit, Zu-
sammenhalt und Unterstützung durch 
die Firma bzw. durch Führungskräfte 
auf die Gesundheit der Mitarbeitenden 
auswirken, zeigt beispielsweise der 
AOK-Fehlzeitenreport aus dem Jahr 
2021 deutlich: Die krankheitsbedingten 
Fehltage lagen dort im Schnitt um 7,7 
Tage niedriger, wo die Mitarbeitenden 
ihr Unternehmen als widerstandsfähig 
beurteilten. 

Gesundheit gestalten  
statt Krankheit finanzieren 

Allein die Wertschöpfungsausfälle durch 
krankheits- oder unfallbedingte Fehl-
zeiten belaufen sich nach Experten-
schätzungen in Deutschland auf über 144 
Milliarden Euro pro Jahr. Hinzu kommen 
nach Schätzungen noch einmal doppelt 
so hohe Wertschöpfungsausfälle durch 
Mitarbeitende, die trotz Erkrankung zur 
Arbeit erscheinen, ihre Leistung nicht ab-
rufen können und letztlich umso länger 
ausfallen. In einem von Innovation und 
Digitalisierung geprägten wirtschaft-
lichen Umfeld gibt es große Heraus-
forderungen zu meisten. Kaum ein Unter-
nehmen kann es sich leisten, wenn gut 
eingearbeitete Mitarbeitende langfristig 
durch Krankheit ausfallen.

Leistungsfähigkeit  
nachhaltig sichern,  

Wertschätzung zeigen

Als Vorbilder nehmen Führungskräfte 
eine wichtige Rolle dabei ein, die Wider-
standsfähigkeit des gesamten Unter-
nehmens zu erhöhen. In sie zu investieren, 
hat somit positive Auswirkungen auf das 
gesamte Unternehmen. Ein Weg, die 
Leistungsfähigkeit der Beschäftigten zu 
sichern und gleichzeitig ihre Bindung an 

das Unternehmen zu stärken, ist unter-
nehmensfinanzierte Gesundheitsvor-
sorge. Immer mehr Unternehmen setzen 
auf Check-ups für personalisierte Prä-
vention, um Talente anzuwerben und 
Leistungstragende zu halten. Individuel-
le Prävention ist eine Investition, die sich 
doppelt rechnet, indem sie das ganze 
Unternehmen stärkt.

ias als Partner  
bei Ihrer Investition  

in die Zukunft

ias PREVENT ist mit 40 Jahren Erfahrung 
bekannt als kompetenter Partner für 
Gesundheitsvorsorge bei regionalen und 
überregionalen Unter neh men. Sie kön-
nen sich als Unternehmer voll auf Ihr 

Unternehmen konzentrieren – wir küm-
mern uns um die Gesundheit ihrer Mit-
arbeitenden. Unsere präventivmedizi-
nischen Check-up-Untersuchungen bil den 
ein starkes Fundament für starke Unter-
nehmen und Mitarbeitende.  

Edgar Dockhorn, 

edgar.dockhorn@ias-gruppe.de, 

ias-gruppe.de
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Was tun, wenn die Kollegin während 
eines Meetings ohne Vorwarnung zu-
sammenbricht? Oder man den Kolle-
gen im Kopierraum bewusstlos auf dem 
Boden liegend auffindet? Wissen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, wie 
sie reagieren müssen? Ist der Betrieb 
richtig für den Notfall ausgerüstet? Jedes 
Jahr erleiden Tausende von Menschen 
am Arbeitsplatz einen plötzlichen Herz-
Kreislauf-Stillstand. Ohne schnelle und 
richtige Hilfe können diese Menschen 
innerhalb weniger Minuten sterben. Des-
halb ist es wichtig, dass möglichst viele 
Menschen wissen, wie sie im Notfall han-
deln müssen und eine Wiederbelebung 
durchführen können. Besonders wichtig 
ist das am Arbeitsplatz, wo viele Arbeit-
nehmer einen großen Teil ihres Tages 
verbringen.
Die Zahlen sind eindrücklich, aber wenig 
bekannt: Die Wahrscheinlichkeit, hier-

zulande an einem unvermittelten Herz-
Kreislauf-Stillstand zu sterben, ist nahezu 
vierzigmal höher als im Straßenverkehr 
tödlich zu verunglücken. In Deutschland 
sind rund 100.000 Menschen pro Jahr von 
einem unvermittelten Herz-Kreislauf-
Stillstand betroffen. Nur 11 % überleben, 
weil Laien als Ersthelfer vor Ort häufig 
nicht wissen, was sie tun sollen. 
Dabei könnten etwa 10.000 Menschen-
leben jedes Jahr gerettet werden, wenn 
sich mehr Menschen eine Herzdruck-
massage als Sofortmaßnahme zutrauen. 
Aber wenn jede Sekunde zählt, sind 
nur die wenigsten bereit, Erste Hilfe zu 
leisten und lebensrettende Herzdruck-
massagen einzuleiten, bevor professio-
nelle Hilfe eintrifft. Häufig aus Angst, 
Fehler zu machen. Dabei ist eine Herz-
druckmassage, ohne die Betroffene bei 
einem Notfall kaum Überlebenschancen 
haben, leicht zu erlernen.

 Herzdruckmassage erhöht 
Überlebenschancen 

Hier setzt die Initiative „Helden. Ret-
ten. Leben.“ der Björn Steiger Stiftung 
an. Sie wendet sich speziell an Unter-
nehmen und ihre Beschäftigten, um das 
Wissen über Laienreanimation in den 
Betrieben zu erhöhen. Das erklärte Ziel: 
jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter 

Rainer Bucher,  
Repräsentant der Björn Steiger Stiftung

Helden. Retten. Leben 
– Unternehmen im 
Kampf gegen den 
plötzlichen Herztod
„Helden. Retten. Leben.“ ist eine Initiative der Björn Steiger 

Stiftung zur Laien-Reanimation am Arbeitsplatz. Das Erkennen 

und richtige Handeln bei einem Herz-Notfall und Wieder-

belebungsmaßnahmen stehen dabei im Fokus des kompakten 

Schulungskonzepts. 
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kennt die lebensrettenden Sofortmaß-
nahmen zur Wiederbelebung und kann 
sie im Ernstfall auch mittels eines Laien-
Defibrillators anwenden. Das Projekt 
„Helden. Retten. Leben.“ zeigt, dass 
lebensrettende Maßnahmen nicht nur 
in großen, sondern auch in kleinen und 
mittleren Unternehmen einfach um-
gesetzt werden können. Es ist eine In-
vestition in die Zukunft und die Gesund-
heit der Beschäftigten und somit auch für 
das Unternehmen selbst.

Dazu bietet die Stiftung den Unter-
nehmen Schulungen an, in denen den Be-
schäftigten grundlegende Techniken der 
Wiederbelebung vermittelt werden. Er-
fahrene Ausbilder der Stiftung führen die 
Schulungen durch. Im erweiterten Pro-
dukt-Modul „Helden. Retten. Leben. 2.0“ 
können interessierte Betriebe HRL-Schu-
lungen als Gesamtpaket mit den dazu-
gehörigen Materialien wie AED-Gerät 
(automatisierter externer Defibrillator), 
Trainings-AED und Übungs-Puppen bei 
der Stiftung erwerben. Ein weiterer Bau-
stein ist die Bereitstellung von Laien-
Defibrillatoren und die Ausbildung des 
Personals im Umgang mit einem lebens-
rettenden AED-Gerät.

Der Defibrillator  
als Retter in der Not

Moderne AED-Geräte sind einfach und 
gefahrlos zu bedienen und geben auto-
matisch akustische Anweisungen, was 
zu tun ist. So können auch Laien ohne 
medizinische Vorkenntnisse mit einem 

Defibrillator sofort Hilfe leisten und per 
Knopfdruck Leben retten. Jeder kann ein 
Held sein! Denn man kann nichts falsch 
machen, außer man tut nichts. Mit jeder 
Minute, in der ein Patient mit einem 
Herz-Kreislauf-Stillstand nicht mit einer 
Herzdruckmassage behandelt wird, sinkt 
die Überlebenswahrscheinlichkeit um 
10 %. Nach etwa zehn Minuten ist es 
für eine erfolgreiche Reanimation in der 
Regel zu spät. In Deutschland treffen pro-
fessionelle Rettungskräfte durchschnitt-
lich nach acht bis zehn Minuten ein. Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei 
einem Notfall sofort beherzt eingreifen, 
sind deshalb ein besonders wichtiges 
Glied der Rettungskette.

Ein Unternehmen, das sich für die 
Gesundheit seiner Mitarbeiter engagiert, 
um sie vor gesundheitlichen Risiken abzu-
sichern, zeigt Verantwortungsbewusst-
sein und kann ein positives Image und 
eine höhere Loyalität von Mitarbeitern 
und Kunden erwarten. Viele Unter-

nehmen haben dies bereits erkannt und 
das Thema „Wiederbelebung“ zu einer 
Managementaufgabe in ihren Betrieben 
gemacht. Wer für den Notfall vorbereitet 
ist, kann wirksam helfen. 
Die 60- bis 90-minütige Schulung 
macht aus Mitarbeitern Heldinnen und 
Helden. Sie baut Ängste und Hemm-
schwellen ab und vermittelt den Teil-
nehmenden die Herzdruckmassage 
und die Anwendung eines Laien-De-
fibrillators. Die Mitarbeiterschulungen 
finden bei den Unternehmen an den 
Standorten vor Ort statt. 
 
Gefördert wird das Projekt durch die 
BASF und die Metropolregion Rhein-Ne-
ckar GmbH. Ursprünglich im Jahr 2018 
von der BASF SE als globale Gesund-
heitskampagne für ihre Beschäftigten in-
itiiert, hat die Björn Steiger Stiftung das 
unternehmensinterne BASF-Projekt im 
Jahr 2020 erfolgreich unter ihrem Dach 
integriert.
Die Initiative „Helden. Retten. Leben.“ 
hat bereits viele Personen geschult und 
wird auch in Zukunft dazu beitragen, die 
Überlebenschancen von Menschen mit 
einem plötzlichen Herzstillstand zu er-
höhen. Unternehmen, die sich der Initia-
tive anschließen möchten, können sich 
an die Björn Steiger Stiftung wenden und 
erhalten eine individuelle Beratung und 
Unterstützung bei der Umsetzung der 
Maßnahmen. 

Rainer Bucher,

r.bucher@steiger-stiftung.de,

steiger-stiftung.de

www.dittes.net
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Das deutsche Gesundheitswesen ist nach dem norwegischen das 
zweitteuerste in Europa. Wie in allen hochindustrialisierten Län-
dern steht es unter einem enormen finanziellen und gesellschaft-
lichen Druck. Ein möglichst hoher Gesundheits- und Versorgungs-
standard soll überall und doch bezahlbar zur Verfügung stehen.

Die Gesundheitskosten steigen stetig

In den letzten Jahrzehnten führten die Fortschritte in der medizini-
schen Forschung, der Diagnostik und den Behandlungsverfahren 
zu einer signifikanten Erhöhung in der Lebenserwartung und 
der Lebensqualität in unserer Bevölkerung. Digitale Forschungs-
methoden und Verfahren spielen dabei eine große Rolle. Ältere 
Menschen leiden aber immer häufiger unter mehreren meist chro-
nischen Erkrankungen, was ihre medizinische Versorgung immer 
komplexer und anspruchsvoller macht und so zu einer schon seit 
Jahren sichtbaren Kostenexplosion in unserem Gesundheitswesen 
führt. Die Zahlen, die das Beratungsunternehmen Deloitte Con-
sulting für das Jahr 2020 in seiner Studie „Digital Health – Sha-
ping the Future of European Healthcare“ zusammengestellt hat, 
belegen dies. Schon im Jahre 2019 hatten demnach 200 Millionen 
von insgesamt 513 Millionen Europäern das Alter von 65 Jahren 
erreicht oder gar überschritten. Sind sie erst einmal 64 Jahre alt 
geworden, verbringen die Europäer durchschnittlich 17 Jahre 
unter schlechten Gesundheitsbedingungen und 50 Millionen, also 
knapp ein Zehntel der europäischen Bevölkerung, leben mit mehr 
als einer chronischen Krankheit.
In Deutschland sind die Gesundheitskosten von 1992 bis 2019 
kontinuierlich von rund 160 Milliarden um das 2,5-fache auf 414 
Milliarden angestiegen, was einen Anteil von 13 % am Brutto-
inlandsprodukt ausmacht. Dabei entstand die Hälfte dieser Aus-
gaben bei den über 65-Jährigen, etwa einem Fünftel unserer 
Bevölkerung.

Das Gesundheitswesen steht unter Druck

Die Anzahl der Patienten nimmt weiter zu. Die angewandten The-
rapien werden immer spezieller und in vielen Fällen sogar perso-
nalisierter. Diese Entwicklung treibt nicht nur die Behandlungs-
kosten in die Höhe, sie sorgt vor allem bei den Krankenanstalten 
automatisch für eine geografische Konzentration, weil die kleine-
ren Spitäler finanziell und fachlich immer weniger in der Lage sind, 
alle medizinischen Behandlungen nach dem gebotenen Stand 
der medizinischen Entwicklung durchzuführen. Dies trifft auch 
auf den Sektor der niedergelassenen Arztpraxen zu, die wie die 
Krankenhäuser unter dem wachsenden Patientenaufkommen und 
dem damit verbundenen Arbeitsstress in einem hochsensiblen 
Angebotsfeld leiden. Zudem verschärft der zunehmende Fach-
kräftemangel bei den Ärzten, dem medizinischen und dem pflege-
rischen Fachpersonal diese Entwicklung eklatant. Die COVID-19 
Pandemie wirkte zusätzlich als Katalysator. Das Beratungsunter-
nehmen PwC prognostiziert in seiner 2022 durchgeführten Studie 
einen Anstieg des relativen Fachkräfteengpasses von den jetzigen 
6,8 % auf 35 % im Jahr 2035 und sieht damit die Gesundheitsver-
sorgung in Deutschland als gefährdet an.

Handlungsbedarf ist überfällig

Hier muss die Politik dringend für nachhaltige strukturelle und 
organisatorische Reformen sorgen, um einer Erosion der Quali-

Dietrich Eberhardt, IT-Strategieberater, Beisitzer im Landesvorstand der  
MIT Baden-Württemberg und Kreisvorsitzender der MIT Lörrach

Die Digitalisierung als 
Chance im Gesund-
heitswesen
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tät im Gesundheitswesen bei stetig steigenden Kosten Herr 
zu werden. Die Gesundheitsversorgung in der Fläche muss mit 
den gesteigerten Anforderungen an die immer häufiger zentral 
durchgeführten Behandlungen in Einklang gebracht werden. Die-
sen Strukturwandel können Digitalisierungsaktivitäten positiv 
begleiten.
Mittlerweile ist die Digitalisierung im Gesundheitswesen an-
gekommen. Patientendaten wie z. B. Anamnesegespräche, MRT-
Aufnahmen, Laboruntersuchungen oder Therapieverläufe wer-
den zwar immer besser digital erfasst, liegen aber heute noch 
vielfach unstrukturiert vor. Oft werden sie mehrfach erfasst, weil 
sie nur an den jeweiligen Behandlungsorten eingesehen werden 
können. Eine durchgängige Informationsübermittlung zwischen 
Allgemein- und Facharztpraxen und den Krankenhäusern oder 
anderen medizinischen Einrichtungen existieren bestenfalls in 
einzelnen Modellversuchen. Auch im administrativen Bereich wer-
den viele Arbeitsabläufe auch heute noch rein analog bewältigt. 
Vornehmlich in den Krankenhäusern existieren heute schon inte-
grierte klinische Informationssysteme (KIS), welche die Patienten-
verwaltung und das Klinikmanagement optimieren. Aber in den 
meisten Fällen ist der Aufbau eines integrierten Planungs- und 
Berichtswesens, das auf einer einheitlichen Datenstruktur be-
ruht, noch nicht konsistent vollzogen und erschwert ein zeitnahes 
Leistungscontrolling, welches die Gesamtstrategie einer medizi-
nischen Einrichtung zeitnah verifiziert. Damit sind die Möglich-
keiten für ein Benchmarking in Bezug auf ihre Qualität und ihre 
Wirtschaftlichkeit erheblich eingeschränkt und behindern zeit-
nahe Analysen und Prognosen. Erschwerend kommt hinzu, dass 
die Gesundheitsplanung auf die 16 Bundesländer verteilt ist und 
viele Vereinigungen und Verbände bei der Gesundheitsplanung 
mitwirken. Deshalb reagiert die deutsche Gesundheitsplanung 
im Vergleich zu anderen europäischen Ländern träge und es ist 
daher kein Wunder, dass unser Land bei der Umsetzung von In-
novationen in diesem Bereich stark 
zurückfällt. 
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Der Patient steht im Mittelpunkt

Bei der digitalen Transformation unseres Gesundheitswesens muss 
der Patient im Mittelpunkt stehen. Seine Daten müssen bei sämt-
lichen Untersuchungen und Behandlungen einheitlich erfasst wer-
den. Damit lässt sich eine schnelle und verlässliche Informations-
kette über die verschiedenen medizinischen Sektoren hinweg, vom 
praktischen Arzt bis hin zur Spezialklinik, aufbauen und eine integ-
rierte medizinische und pflegerische Versorgung der Patienten im-
plementieren. Dies stellt die Basis für die elektronische Patienten-
akte dar, die nun endlich nach einer langen Entwicklungszeit zur 
generellen Einführung freigegeben worden ist.
Dazu ist eine bundesweite IT-Technologie-Umgebung unerlässlich, 
die die Basis für ein digitalisiertes Gesundheitswesen bildet. Dort 
tauschen die Gesundheits- und Administrationsprogramme die 
Daten der einzelnen Patienten gemäß den internationalen Stan-
dards, Normen und Verfahren zuverlässig aus. Dazu gehören z. B. 
die Datentransferplattform IHE (Integrating the Healthcare Enter-
prise), die HL7 (Health Level 7) Umgebung, die Austausch von me-
dizinischen, administrativen und finanziellen Daten regelt oder der 
DICOM-Standard, durch den sich digitale Bildinformationen einheit-
lich darstellen und transportieren lassen. Dabei fallen riesige Men-
gen an hochsensitiven personenbezogenen Gesundheitsdaten an, 
die hochverfügbare und redundante Rechenzentrumsstrukturen, 
Cloudplattformen und Datennetzwerke im unterbrechungsfreien 

Dauerbetrieb voraussetzen. Ein digitales Gesundheitssystem 
braucht unbedingt das Vertrauen der Patienten. Sie müssen grund-
sätzlich entscheiden können, wer Zugriff auf ihre Daten haben darf. 
Datenschutz und Datensicherheit müssen jederzeit gewährleistet 
werden. Dazu müssen die Systembetreiber zu jeder Zeit in der Lage 
sein, einen transparenten Nachweis über die Integrität der Daten, 
über ihre Verwendung und über ihren Verbleib zu erbringen.

Die digitale Transformation sorgt für Effizienzgewinne

Auf dieser Grundlage kann die digitale Transformation für große 
Effizienzgewinne sorgen. Im Mai 2022 prognostizierten die Exper-
ten von McKinsey zusammen mit dem Bundesverband Managed 
Care e.V. ein Nutzenpotenzial von 42 Milliarden Euro, wenn das 
deutsche Gesundheitswesen vollständig digitalisiert wird. On-
line-Lösungen, Selbstmanagement und Self-Service reduzieren vor 
allem den Zeitaufwand bei Patienten und bei der Ärzteschaft. So-
genannte E-Health-Lösungen wie z. B. Workflow-Unterstützung bei 
Verwaltungsaufgaben und Maßnahmen zur Entscheidungsunter-
stützung führen zu einer signifikanten Entlastung der Beschäftigten. 
Die elektronische Patientenakte, E-Rezepte und andere Lösungen 
für einen papierlosen, standardisierten Datenaustausch senken die 
Kosten bei den Leistungserbringern und Anbietern. Durch die bes-
sere Verfügbarkeit von Informationen können auch unnötige Be-
handlungen und teilweise medizinische Fehler vermieden werden.

Geschwindigkeit ist angesagt

Noch ist Deutschland nicht das Schlusslicht in der Europäischen 
Union, wenn es um die Digitalisierung im Gesundheitswesen geht. 
Es bedarf jedoch großer Anstrengungen bei allen Akteuren im 
Gesundheitsbereich, um in den nächsten 5 Jahren sichtbare Fort-
schritte in Bezug auf Effizienz, Schnelligkeit und Innovation zu er-
zielen. Vor allem müssen organisatorische Hürden überwunden 
werden. Dabei darf es auch in der Gesundheitspolitik keine Tabus 
geben, wenn es um die Finanzierung und Neustrukturierung geht, 
denn die Digitalisierung des Gesundheitswesens bietet große 
Chancen für die etablierten deutschen Health-Care-Unternehmen 
und den heimischen Start-up-Firmen, die gerade in diesem Be-
reich innovative Lösungen hervorbringen. Die Digitalisierung 
kann maßgeblich dazu beitragen, dass unser Gesundheitswesen 
für die derzeit darin Beschäftigten wieder attraktiver wird und 
mehr Interessenten anzieht. Für die Patienten besteht die Aus-
sicht, einen schnelleren und leichteren Zugang zum Gesundheits-
wesen zu bekommen und von den Innovationen bei den medizini-
schen Behandlungen zu profitieren. Eine Aussicht, die unsere 
Politiker nicht enttäuschen sollten, damit das einst attraktive 
Gesundheitssystem nicht unter die Räder kommt. 

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de

Hidden Technology:

Sie finden uns in

Medizintechnik 
Automotive

Elektronik
Architektur

Design
usw.
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Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
(MIT) des Kreisverbandes Alb-Donau/
Ulm hat am 27. Februar 2023 im Rahmen 
ihrer Mitgliederversammlung turnus-
gemäß den Vorstand neu gewählt. Der 
bisherige Vorsitzende Wolfgang Lentz 
stellte sich nicht mehr zur Wahl. Zu sei-
nem Nachfolger wurde Ralf Stoll aus 
Allmendingen gewählt. „Es ist mir eine 
große Ehre, das Amt des Vorsitzenden 

der MIT in unserem Kreisverband zu 
übernehmen. Ich freue mich auf diese 
Aufgabe, die ich mit voller Energie für die 
Interessen der Unternehmen des Mittel-
standes und des Handwerkes in unserer 
Heimatregion anpacken werde“, freute 
sich Ralf Stoll.

Ralf Stoll sieht die MIT als Bindeglied 
zwischen Wirtschaft und Politik sowie 

als Sprachrohr für Mittelstand und Hand-
werk. Dabei möchte er neue Netzwerke 
aufbauen und die Interessen, aber auch 
Probleme und Sorgen der verschiedenen 
Akteure des Mittelstands aufnehmen und 
in den politischen Raum einspeisen. So 
steht die Planung eines jährlichen Mittel-
standstags zum Austausche zwischen 
Politik und Wirtschaft auf der Agenda 
des neuen Vorsitzenden. „Unser Mittel-

Stabwechsel bei der MIT Alb-Donau/Ulm 

Ralf Stoll 
ist neuer 
Kreisvor-
sitzender

Ralf Stoll (vorne rechts) übernahm Ende Februar das Amt seines Vorgängers 
Wolfgang Lentz (vorne links) als neuer Kreisvorsitzender der MIT Alb-Donau/
Ulm und stellt sich mit seinem Vorstandsteam neu auf. Der Vorsitzende des 
CDU-Kreisverbandes Alb-Donau/Ulm und Vorsitzende der CDU-Landtags-
fraktion Manuel Hagel MdL (Mitte) freut sich auf die Zusammenarbeit auch 
auf diesem Wege.

Aus den Kreisen & Bezirken



28 Nr. 3 | 2023

stand lebt von seiner Vielfalt. Neben 
dem Handwerk, Familienunternehmen, 
jungen Gründerinnen und Gründern 
gehören beispielsweise auch die Land-
wirte mit dazu. Sie alle übernehmen 
Verantwortung und bilden das Rückgrat 
unserer Region. In den krisenbehafteten 
Zeiten, in welchen wir uns befinden, ste-
hen Mittelstand und Handwerk jedoch 
vor enormen Herausforderungen. Wir 
brauchen daher schnellstens einen Be-
lastungsstopp für die Wirtschaft und ins-
besondere für den Mittelstand“, betonte 
Ralf Stoll.

Die viel zitierte Zeitenwende bedeute 
auch, dass in der bisherigen Setzung von 
Prioritäten umgedacht werden müsse. 
Unnötige Regulierungen, die nicht di-
rekt der Entlastung von Wirtschaft und 
Mittelstand oder zur Herstellung von 
Sicherheit und Versorgungssicherheit 
dienen, müssten umgehend gestoppt 
oder zumindest aufgeschoben werden. 
Hier sei schnelles Handeln gefragt, um 
weitere Belastungen zu vermeiden.

„Es darf nicht ständig nur von Entbüro-
kratisierung gesprochen werden, son-
dern es muss endlich aktiv Bürokratie ab-
gebaut werden. Gemeinsam mit unseren 
mittelständischen Unternehmen wollen 
wir als MIT in den nächsten Wochen und 
Monaten Ideen entwickeln und explizit 
Regelungen benennen, die sofort ge-
strichen werden können. Es kann nicht 
sein, dass in Unternehmen Mitarbeiter 
nur damit beschäftigt sind, Formulare 
oder Statistiken zu bearbeiten, die von 
Behörden angefordert werden. Unsere 
Wirtschaft lebt von produktiver Arbeit 

in den mittelständischen Familienunter-
nehmen und nicht von überbordenden 
Verwaltungsakten“, so Stoll.

Auch die Entlastung des Mittelstands bei 
gestiegenen Energiekosten, der Fach-
kräftemangel, die Digitalisierung sowie 
der Weg zur Klimaneutralität in der Wirt-
schaft bewegt aktuell die MIT Alb-Do-
nau/Ulm. „Die Bundesregierung stellt 
schöne Pakete und finanzielle Mittel ins 
Schaufenster, passieren tut jedoch recht 
wenig“, sagte Stoll.

Zu Gast bei der Mitgliederversammlung 
der MIT war auch der Vorsitzende des 
CDU-Kreisverbandes Alb-Donau/Ulm 
und Vorsitzende der CDU-Landtags-
fraktion Manuel Hagel MdL. Er gratulier-
te Ralf Stoll und dem frisch gewählten 
Vorstandsteam und ging auf einige 
zentrale politische Themen und die Be-
deutung des Mittelstands für die Wirt-
schaftskraft in Baden-Württemberg und 
im Alb-Donau-Kreis ein. „Mittelstand 
und Handwerk sind das wirtschaftliche 
Herzstück unseres Landes. Hier kommt 
zusammen, was Baden-Württemberg und 
insbesondere unsere ländlichen Regio-
nen ausmacht: Ideenreichtum, Fleiß, Ver-
antwortung und regionale Verbunden-
heit“, sagte Hagel.

„Angesichts einer zu erwartenden 
Inflationsrate von 6 - 7 % für 2023 und 
einem Auftragsrückgang im Bauhaupt-
gewerbe von 51 % müssen wir alles  
daran setzen, die Rahmenbedingungen 
für den Mittelstand so zu gestalten, dass 
er stark bleibt, sich entwickeln kann und 
attraktiv für den Nachwuchs ist. Dies 

ist auch eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. Es hilft nicht, sich auf Straßen 
oder an Kunstwerken festzukleben, wäh-
rend China aktuell mit Milliarden-Infra-
strukturprojekten eine neue Seiden-
straße aufbaut. Ziel sollte daher keine 
letzte Generation zu sein, die etwas be-
wegen will, sondern eine neue, erste Ge-
neration, die die Erfolgsgeschichte des 
Mittelstands im Land fortschreibt“, so 
Hagel.

Ein großer Dank ging an diesem Abend 
auch an den bisherigen MIT-Vorsitzenden 
Wolfgang Lentz, der das Amt nach fünf 
Jahren abgab, jedoch als Beisitzer dem 
Vorstandsteam erhalten bleibt. „Ich sehe 
die MIT Alb-Donau/Ulm als Mannschaft. 
Nur gemeinsam können wir etwas be-
wirken. Jeder soll, darf und kann sein 
Fachwissen und sein Netzwerk ein-
bringen. Ich bin Teamplayer – nur im 
Team sind wir erfolgreich“, so Ralf Stoll 
abschließend.

Stoll wird von seinen stellvertretenden 
Vorsitzenden Walter Haimerl, Andreas 
Hintz und Manfred Lehner unterstützt 
sowie durch die Beisitzer Peter Bande-
ritsch, Hans Schmid, Wolfgang Lentz, 
Guiseppe di Benedetto, Christian Rau 
und Prof. Dr. Dr. Ulrich Hemel. Das Team 
wird komplettiert durch den Schatz-
meister Philipp Kukofka, den Schrift-
führer Paul Saier und den Medienbeauf-
tragten Tjark Rasche. 

Ralf Stoll (Kreisvorsitzender),

r.stoll@renosan.de
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Die MIT Ravensburg besuchte die Schreine-
rei Moosmann in Wangen-Karsee. In einem 
Firmenrundgang zeigte Schreinermeister 
Edwin Moosmann, was alles möglich ist, 
wenn man direkt zum Schreiner geht und 
seine Möbel bauen lässt. Am Beispiel eines 
massiven Bettgestells erklärte er, dass die 
Kosten hierfür genau so sind wie in einem 
Möbelhaus. „Der Unterschied besteht in 
der Qualität des Materiales und der Arbeit. 
Ein Möbelhaus hat Kosten für Marketing, 
Ausstellung und Vertrieb. Das haben wir 
nicht. Der Kunde erhält dafür Individuali-
tät und hervorragende Verarbeitungsquali-
tät, welche ein Handelshaus niemals bieten 
kann. Der Schreiner um die Ecke ist nicht 
teurer und er ist Mittelstand.“

Völlig neu präsentiert sich die Fa. Flindo 
mit den beiden Geschäftsführern Julian 

Moosmann und Steffen Stauber. Flindo 
hat sich zum Ziel gesetzt, eine App zu ent-
wickeln um „lästige“ Dokumentationen zu 
erleichtern.
„Flindo.App ist ein Werkzeug, mit dem 
Unternehmen ortsunabhängig Informa-
tionen festhalten und dokumentieren. Die 
Dokumentation wird durch die Flindo.App 
nicht nur nachvollziehbarer und sicherer, 
sondern auch schneller. Unternehmen spa-
ren in der Woche oft mehrere Stunden ein 
und verringern somit Ihre Personalkosten. 
Endlich mehr Zeit fürs Kerngeschäft“, so 
erklärt es Julian Moosmann.
Die Flindo.App wird derzeit in folgenden 
Branchen erfolgreich verwendet: 
• Handwerk – vom Bauunternehmen bis 

zum Installationsbetrieb. Alle Baustellen 
im Griff, dank digitalem Planungsmodul. 
Die Baudokumentation mit Tages- und 
Regieberichten direkt vor Ort ab-
schließen oder die Materialerfassung 
und mit wenigen Klicks erledigen. 
Durch die einfache Zeiterfassung aller 
Mitarbeiter erhält man eine Live-Nach-
kalkulation der Baustellen und hat alles 
im Blick.

• Industrie – Anlagen und Produktion digi-
tal managen. Qualitätssicherung digita-
lisieren und Instandhaltungsprotokolle  
direkt an der Produktion/Maschine an - 
fert igen.

• Handel - Kundenwünsche und Besuchs-

berichte digital vor Ort anfertigen 
und Reklamationen schnell und nach-
vollziehbar abwickeln.

• Dienstleister – von Ingenieurbüros bis 
Hausverwaltungen. Fortlaufende Foto-
dokumentation für Auftraggeber und 
Jour-Fixe-Protokolle digital erstellen und 
mit einem Klick in ein übersichtliches 
Dokument verwandeln.

• Logistik – 4.0 steht vor der Tür. Waren-
eingang und Warenausgang, De-/ 
Remontagen-Dokumentation und Re-
klamationen digital festhalten und effi-
zienter abwickeln.

• Öffentlicher Bereich – für Landrats-
ämter und Kommunen. Bürokratie mit 
digitalen Berichten minimieren. Ganz 
individuell an bestehende Formulare 
und Bescheide angepasst können bspw. 
Kontrollberichte digital vor Ort erstellt 
und Mängel dokumentiert werden. Mit 
einem Klick entsteht im Büro der fertige 
Bescheid. 

Eine äußerst innovative Idee, mit jungen 
innovativen Köpfen. Der Kreisvorsitzende 
Christian Bangert bedankt sich bei allen 
Beteiligten. 

Christian Bangert (Kreisvorsitzender),

christian.bangert@mit-ravensburg.de,

mit-rv.de

Jürgen Moosmann bei seiner Präsentation der Flindo.App.

Die Teilnehmer der Veranstaltung mit Raimund 
Haser MdL (links).

Neue App für den Mittelstand –  

entwickelt von Fa. Flindo 

Vorstellung 
beim Besuch 
der Schreinerei 
Moosmann in 
Wangen Karsee
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Zum Weltfrauentag lud der CDU-Ge-
meindeverband Bodman-Ludwigshafen 
Ruth Baumann, Geschäftsführerin eines 
Straßenbauunternehmens aus Freiburg 
als Referentin ein, die auch Mitglied 
im CDU-Bundesvorstand ist, Bezirks-
vorsitzende der Mittelstandsunion und 
Präsidentin der Unternehmerfrauen im 
Handwerk Baden-Württemberg. Die Ein-
ladung stieß auf breites Interesse und die 
Zuhörer und Zuhörerinnen hatten ihre 
Freude an dem humorvollen Vortrag von 
Ruth Baumann.

Auch wenn der Vortrag nicht die pure 
Seelenmassage für das leidgeplagte 
Frauenherz war, denn es ging auch um 
viele andere Themen, waren doch viele 
der überwiegend weiblichen Gäste der 
Meinung, dass ihnen die Referentin 
aus der Seele sprach. Mit zahlreichen 
Beispielen aus dem Alltag zeigte Ruth 
Baumann, wie es mitunter im Beruf und 
auch in der Politik läuft, wenn manche 
Männer Frauen übergehen, sie nicht 
ernst nehmen oder sie „für die Frauen-
quote“ aufs Bild für die Zeitung nehmen 
wollen. Wenn ihr solches widerfuhr, 
zeigte sie glaubhaft, dass sie mit ihrer 
Schlagfertigkeit schon manchem Herrn 
der Schöpfung aufs Pferd half, um dar-
auf ins 21. Jahrhundert zu galoppieren. 
Was sie für Frauen einfordert, ist ein 
Umgang auf Augenhöhe. Sie bedauert, 
dass der Staat zwar wünscht, dass Frau-
en Vollzeit arbeiten, aber Kindergarten-
zeiten, Schichtbetrieb oder Wochen-
endarbeit ermöglicht werden. Nicht 
nur aus diesem Grund ermunterte sie 
Frauen zu einem stärkeren politischen 
Engagement. 

Sie forderte hier, wie auch in vielen ande-
ren Bereichen, Eigenverantwortung. Das 
gilt aber auch für Frauen, die sich nach 
einer Kinderpause dauerhaft gering-
fügig beschäftigen lassen, weil in deren 
Augen die Abzüge zu hoch sind. Sie soll-
ten bedenken, dass dann eben auf dem 
Rentenbescheid, auch wenn man sein 
Leben lang gearbeitet hat, die Rente bei 
einer Wochenarbeitszeit von 15 Stunden 
auch entsprechend ausfällt. An dieser 
Stelle kritisierte Baumann auch, dass 
der Arbeitgeberanteil, den diese für ihre 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in 
die Rentenkasse einzahlen, im Nirvana 
verschwinden und nur der Arbeitnehmer-
beitrag berücksichtigt wird.

Der gut gefüllte Saal in der „Krone“ in Bodmann-Ludwigshafen vor dem Vortrag.

Klare Gedanken 
stoßen auf 
offene Ohren
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Ruth Baumann war keine Be-
fürworterin der Frauenquote in der 
CDU, ärgert sich aber, wenn mancher 
Partei-Kollege dann bei Wahlen die 
Augen verdreht, wenn ein Wahlgang 
wiederholt werden musste, weil das 
Frauenquorum nicht erreicht wurde. 
Sie ist gegen sonstige Quotenver-
teilungen, ob diese Landesverbände 
oder sonstige Richtungs- oder Unter-
organisationen von Parteien betreffen. 
Ihrer Meinung nach sollte allein die 
Kompetenz und die persönliche Eig-
nung bei der Besetzung von Ämtern 
entscheiden.

Als Unternehmerin ist ihr an vielen 
Stellen der überbordende Bürokratis-
mus ein Graus. Man kann nicht über 
Vertrauensarbeitszeit im Homeoffice 
reden und im Betrieb auf die Stechuhr 
setzen wollen. Dies schafft Misstrauen 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeit-
gebern. Viele mittelständische Unter-
nehmer fühlen sich durch die immer 
neuen Bürokratiemonster, wie zuletzt 
die EU-Taxonomie, das Lieferketten-
gesetz und die DSGVO, an einem 
Punkt, an dem sie sich fragen, ob sie 
so noch weitermachen wollen. Auch 
die Arbeitseinstellung der Generation 
Z treibt ihr Sorgenfalten ins Gesicht, 
wenn die Work-Life-Balance über allem 
steht. In vielen Bereichen, wie z. B. im 
Gesundheitswesen, herrscht großer 
Arbeitnehmer- und Fachkräftemangel 
– nicht zuletzt, weil die Mitarbeiter 
einen wesentlichen Teil ihrer Arbeits-
zeit mit Dokumentation verbringen. 
Wie dies mit einer 4-Tage-Woche ein-
hergehen soll, bleibt ihr schleierhaft. 

Nach dem Vortrag folgte noch eine an-
geregte Diskussion unter den Teil-
nehmern, die den humorvollen Vortrag 
mit viel Applaus bedachten. 

Jürgen Beirer (Kreisvorsitzender MIT Kons-

tanz, Vorsitzender CDU-Gemeindeverband 

Bodman-Ludwigshafen),

j.n.beirer@gmail.com

Referentin Ruth Baumann und Jürgen Beirer in seiner Funktion als Vorsitzender des CDU-Ortsverbands 
Bodman-Ludwigshafen 
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Am 9. März 2023 fand die 1. von vier 
Regionalkonferenzen der CDU statt. Die MIT 
Baden-Württemberg präsentierte sich nicht 
nur in Pforzheim mit einem Stand, sondern 
konnte mit vielen Mitgliedern an den Dis-
kussionen teilnehmen. Dabei ging es nicht 
nur um das Grundsatzprogramm der CDU, 
sondern auch um die aktuelle wirtschafts-
politische Situation unserer Mitglieder. 

Der MIT-Landesvorsitzende Bastian 
Atzger begrüßte dabei auch den ehe-
maligen Bundesvorsitzenden Carsten 
Linnemann MdB, der als Leiter der 
Programmkommission nach Baden-
Württemberg gekommen war.

Die MIT Baden-Württemberg bedankt 
sich bei allen Mitgliedern für den in-

tensiven Austausch und das ehrenamt-
liche Engagement bei dieser Ver-
anstaltung. 

MIT Baden-Württemberg,

wifo@mit-lvbw.de,

mit-bw.de

MIT BW auf der  
1. Regionalkonferenz 
der CDU 

MIT Land
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Anhand des Umgangs mit Geld zeigt 
sich, wie Politiker ihre Selbstwahr-
nehmung auf ihre Wähler projizieren. 
Da wird u. a. vom Verbot des Bargelds 
gesprochen, da in manchen Köpfen 
zu viel Freiheit offenbar automatisch 
zu Kriminalität führt. Wie es aber auf 
europäischer Ebene mit Geld aussieht, 
zeigen der regelmäßige Pendelver-
kehr zwischen Brüssel und Straßburg 
oder die Gießkannenmentalität der 
Fördertöpfe. Aber das sind, laut Politik, 
natürlich nur Ausnahmen, die selbst-
verständlich nicht verallgemeinert 
werden dürfen.

So ist es nur recht und billig, dass der 
Staat Überwachungsmaßnahmen etab-
liert wie bei Schwerverbrechern, wenn 
einer dieser permanent steuerflüchtigen 
Bürger seinen Gebrauchtwagen bar 
bezahlen möchte. Gleichzeitig sieht 
der Rechtsstaat zu, wie sich verführte 
Jugendliche auf Straßen kleben, Notärzte 
mit Feuerwerk beschießen und sich mit 
erhobener Faust und Bannern für den 
Sozialismus gegen unsere freiheitliche 
Grundordnung stellen. Zwar zitieren 
Innenpolitiker immer gerne ausgewählte 
Statistiken über ihren Erfolg, das indivi-
duelle Sicherheitsgefühl der Bürger und 

Dr. Bastian Atzger,  
Landesvorsitzender der MIT Baden-Württemberg

Die Ökonomie muss 
Spielmacher sein
Ein Ende der Symbolpolitik: ein Appell in drei Akten – Teil 3
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die steigenden Ausgaben der Unter-
nehmen für Sicherheitstechnologie spre-
chen jedoch eine andere Sprache. 

Freiheit und Zugehörigkeit

Demokratisches und tolerantes Mit-
einander gelingt dort am besten, wo 
Menschen frei sind und sich zu ihrer Ge-
meinde oder ihrem Land zugehörig füh-
len. Doch Zugehörigkeit ist unter einem 
moralisierenden Zeitgeist zu einem Un-
wort geworden und wird aus linken Um-
gebungen heraus sofort mit dem Hurra-
patriotismus von 1914 verglichen. In 
Wirklichkeit entlarvt diese kurzsichtige 
Schubladenrhetorik entweder eine ab-
solute historische Unkenntnis oder, noch 
schlimmer, die vorsätzliche Schwächung 
gesellschaftlicher Strukturen und demo-
kratischer Willensbildung. Denn dort, 
wo Demokratie nicht von unten heraus 
gelebt wird, öffnen sich Räume für frei-
heitsfeindliche Ideologien und einseitige 
Machtstrukturen, welche die Bürger zu 
reinen Befehlsempfängern degradieren.
 
Und genau diese Entwicklung bildet den 
Nährboden für links-grüne Milieus, in 
denen sich Minderheiten mit schadhaften 
Moralbotschaften über die Mehrheit er-
heben sowie für Politiker, denen es an 
Kompetenz, jedoch nicht an Skrupel fehlt, 
diesen Nährboden für eigene Karriere-
pläne zu nutzen. Straßenklebende „Ak-
tivisten“ und Pseudo-Umwelt-„Vereine“ 
gewännen hierzulande keinen Meter, 
hätte die Politik die Kompetenz, wirklich 
zu wissen, wie Wissenschaft funktioniert 

und den Mut, die faktische Wahrheit und 
die Vernunft auch im Internet und TV-
Talkshows zu verteidigen. 

Stattdessen stoßen Horden von „Journa-
list*innen“, „Aktivist*innen“ und „Kultur-
schaffend*innen“ in das Horn der klima-
gerechten, geschlechterverwischenden, 
coronasolidarischen und tempolimit-
fordernden Wohlfühlgemeinschaft und 
terrorisieren und polarisieren damit eine 
ganze Gesellschaft. Was vernünftig, nor-
mal und auch faktisch belegbar ist, jedoch 
nicht ins grüne Narrativ passt, erhält 
pauschal den Stempel „rechtsextrem“ 
und muss abgelehnt werden. Zumindest 
so lange, bis sich die Wortführer die-
ser absurden Argumentation selbst das 
leisten können, wogegen sie früher pro-
testiert haben. Bis dahin jedoch landet 
das Eigenheim für die Familie mit zwei 
Kindern, Auto und Hund in der rechten 
Schmuddelecke, während der Tampon-
Automat auf dem öffentlichen Herrenklo 
als höchste zivilisatorische Entwicklungs-
stufe gepriesen wird. Chapeau!

Politik trägt Verantwortung

Übrigens – dies ist eine Entwicklung, 
die in Deutschland unter der sich von 
ihren Werten verabschiedenden Merkel-
CDU erst richtig Aufwind bekam und die 
manch Gestrige in der CDU sogar noch 
fortführen würden. Doch wenn selbst eine 
Sahra Wagenknecht proklamiert, dass 
„das Meinungsklima nicht von rechts ver-
giftet wird“, dann muss sogar den grüns-
ten CDU-Politikern der Gedanke kommen, 

dass man mit Ideen weltfremder Lifestyle-
Grünen keine Industrienation führen kann 
– zumindest nicht zum Erfolg.

Die Wähler wird man weder mit woker 
Zeitgeist-Rhetorik noch mit bunten Luft-
ballons an die Wahlurnen zurückholen. 
Laut einer Insa-Umfrage trauen 63 % der 
deutschen Wahlberechtigten keiner Partei 
ausreichend Kompetenz zu, die aktuellen 
Probleme zu lösen. Ganze 53 % der deut-
schen Wähler suchen aktiv eine neue poli-
tische Heimat. Im Bereich der Wirtschafts-
kompetenz befindet sich die CDU im 
Sturzflug. Wie hoch mag da die Zahl derer 
sein, die mit geballter Faust in der Tasche 
die etablierten Parteien nur deshalb wäh-
len, um Schlimmeres zu verhindern? Einer 
davon ist der Autor dieser Zeilen.

Dabei scheitert die Politik nicht nur im 
Krisenmanagement, sie ist selbst der 
Auslöser für die schlimmsten Krisen der 
Gegenwart: Erst trieb sie durch eine in-
kompetente Wirtschaftspolitik die Unter-
nehmen ins Ausland und trug maßgeblich 
zur Lieferkettenproblematik bei. Hilf- und 
zielloses Handeln während Corona, für 
das sich heute keiner mehr verantwortlich 
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fühlt, kostete Jobs, Geld und Vertrauen. 
Eine die ökonomischen Notwendig-
keiten ignorierende Geldpolitik löste die 
für Unternehmen und Verbraucher ver-
heerende Inflation aus. Doch statt der 
Lösung wirklicher Probleme schafft man 
neue Krisen, zu deren Urheber man dann 
den Bürger selbst erklärt.

MIT-Werte als Kompass

In den drei Teilen dieser Serie definier-
ten wir Freiheit, Leistung und Zuge-
hörigkeit als Grundpfeiler einer funk-
tionierenden Gesellschaft und damit 
auch erfolgreicher Politik. Wieder die 
faktenorientierte Leistungsmentalität 
statt der gefühlsbetonten Symbolpolitik 
zu verankern, scheint jedoch nahezu ein 
Ding der Unmöglichkeit. Wie will man 
ein System, das sich selbst verwaltet, 
verändern? Dazumal es von genau den 
Leuten verwaltet wird, die einer Reform 
als erstes zum Opfer fallen würden? 
Wie macht man Politikern klar, dass sie 
(unter Umständen) den Politikbetrieb 
meistern, jedoch von den Realitäten in 
den Unternehmen und den Geldbeuteln 
ihrer Bürger wenig Ahnung haben? Wie 
hält man Selbstdarstellern einen Spie-
gel vor – nicht um sie bloßzustellen, 
sondern sie dazu zu bringen, nicht ideo-
logisch, sondern ökonomisch korrekt 
und vernünftig für die Mehrheit der Bür-
ger zu handeln?

Es ist eigentlich ganz einfach: Zunächst 
gehören die aus dem Abschlusspapier 
der CDU-Zukunftskommission ge-
strichenen Ansätze zur Personalpolitik 
wiederaufgenommen und umgesetzt. 
Statt einer Geschlechterquote gehört ein 
Anforderungsprofil (ähnlich einer Job-
beschreibung) erstellt, damit die Wähler 

bei Nominierungsversammlungen trans-
parent entscheiden können, wie viele 
Kritikpunkte jeder Kandidat vom Profil 
erfüllt. Und dann gehören nur Menschen 
auf das Spielfeld – Verzeihung – in die 
Parlamente, die ihre Aufgabe mit Mut, 
Fachwissen und Zugehörigkeitsgefühl 
für ihr Land ausüben und nicht, weil sie 
Politik als einfachere Alternative zu einer 
Karriere in der Wirtschaft umdeuten. 

Großes kann nur entstehen, wenn die 
klügsten Köpfe motiviert das Richtige 
tun. Dazu gehören die richtigen Inhalte, 
welche die MIT gerne und regelmäßig 
beisteuert, sowie die richtigen Personen. 
Es wird somit spannend mitanzusehen, 
ob und wie die CDU die Kurve hin zur 
Leistungsorientierung schafft und an-
statt des (ohnehin eher im Gegenteil 
praktizierten) Leitsatzes „erst das Land, 
dann die Partei, dann die Person“ zum 
Motto „mehr sein als Schein“ findet. Sie 
muss zeigen, dass sie bereit ist, das Not-
wendige zu tun, um in Zukunft aus Frust-
Wählern wieder Lust-Wähler zu machen.

Die ersten beiden Teile können Sie in den 
Digitalausgaben des MIT WiFos auf unserer 
Webseite nachlesen. 

Dr. Bastian Atzger,

info@atzger.eu
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Markus Ande (56) hat nach der Lehre 
und dem Zivildienst in verschiedenen 
Schreinereien gearbeitet, um dann 
eine 2-jährige Ausbildung zum staatl. 
gepr. Holztechniker und Schreiner-
meister zu absolvieren. Seit 1999 
hat er den elterlichen Betrieb über-
nommen und kontinuierlich ausgebaut 
und verbessert, jedoch bewusst nicht 
vergrößert. Nun ist das berufliche Ziel, 
den Betrieb auf die Übergabe an einen 
willigen Menschen zu übergeben, wel-
cher Freude und Spaß an dieser Ver-
antwortung hat. 

Ande ist verheiratet und hat 2 Kinder. 
Er engagiert sich als Vorsitzender des 
CDU-Ortsvereins Böckingen in der 
Politik. Außerdem macht er für den 
DRK-Sozialdienst regelmäßige Fahr-
dienste für Senioren. Wenn es dann 
noch Zeit und Wetter zulassen, setzt er 
sich auf sein Motorrad, um abzu-
schalten.  

Markus Ande,

m.ande@schreinerei-ande.de,

schreinerei-ande.de

Markus Ande 
Schreinermeister, staatl. gepr. Holztechniker

MIT Heilbronn

„… ich finde, dass der Mittelstand 
und das Handwerk eine gewichti-
gere Stimme in der Politik  
brauchen.“

Dipl.-Betriebswirtin Karin Bacher (57) war 
viele Jahre in Geschäftsleitungen nam-
hafter internationaler Unternehmen tätig. 
Seit 2012 führt sie erfolgreich ihre 
Management-Beratung mit Trainings-
institut. Zu deren Kernkompetenzen 
gehören das Changemanagement bei 
Restrukturierungen, Firmennachfolge, 
Unternehmenskulturentwicklung sowie 
die Etablierung von Arbeitgebermarken 
für mittelständische Betriebe aller Bran-
chen. In den Führungskräfte-Coachings 
liegt der Fokus auf persönlicher und 
beruflicher Entwicklung. 

Die Wahl-Pforzheimerin ist Autorin von 
Büchern und Fachartikeln und betreibt 
einen eigenen Podcast. Sie erhält zahl-
reiche Einladungen als Keynote-Speake-
rin und zu Podiumsdiskussionen.

Privat schätzt sie den Umgang mit Men-
schen, die wie sie gutes Essen sowie 
Weine genießen können. 

Karin Bacher, 

kb@karinbacher-consultants.de, 

karinbacher-consultants.de

Sebastian Foethke
Leiter Public Affairs

MIT Sigmaringen

Karin Bacher
Beraterin, Executive Coach, Autorin

MIT Enzkreis/Pforzheim

„… ich mitgestalten will, statt 
mich als Unternehmerin über 
Politik zu ärgern.“

„… mich die Ziele der MIT an-
sprechen. Als Mitglied im Team 
MITtelstand lässt sich mehr er-
reichen.“

Sebastian Foethke (40) blickt auf jahrelange 
Er fahrungen in der Politikberatung im In- 
und Ausland zurück. Seit 15 Jahren arbei-
tet der studierte Politikwissenschaftler in 
leitenden Funktionen für politische Ver-
einigungen und Wirtschaftsunternehmen. 
Für Löwen Entertainment und dessen Toch-
ter Admiral Entertainment verantwortet  
Sebastian Foethke den Bereich Public Affairs. 
Admiral Entertainment ist in Pfullendorf 
ansässig und betreibt bundesweit Geld-
spiel- und Unterhaltungsgeräte in rund 480 
eigenen Spielhallen sowie in Gastronomie-
betrieben. Dabei ist das Unternehmen in 
der klassischen Schankwirtschaft, Billard- 
und Bowlingcentern und weiteren gastro-
nomischen Betrieben erfolgreich im Bereich 
der Automatenaufstellung aktiv.

Ausgleich zum Arbeitsalltag findet Sebas-
tian Foethke im Sport. Laufen und Tennis 
gehören zu den Hobbys des verheirateten 
Familienvaters. 

Sebastian Foethke,

sebastian.Foethke@loewen.de,

loewen.de,

admiral-games.de
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Die Energiepolitik in Deutschland wird 
gelenkt und geleitet durch den Lobby-
verband Agora Energiewende. Patrick 
Graichen war Gründer und Direktor die-
ser Organisation, bis ihn Wirtschafts-
minister Robert Habeck 2021 als Staats-
sekretär ins Ministerium holte. Seitdem 
sitzt Agora Energiewende an den Schalt-
hebeln der deutschen Energiepolitik. 

Beraten lässt sich das Ministerium außer-
dem durch eine Expertenkommission 
„Energie der Zukunft“, die kürzlich mit 
dem Vorschlag unterschiedlicher Preis-
zonen für Strom von sich reden machte. 
Die Empfehlung lautet, Deutschland in 
zwei Preiszonen aufzuteilen. Im Norden, 
wo mehr Strom erzeugt als verbraucht 
wird, solle der Strompreis sinken. Im 
Süden hingegen wird mehr Strom ver-
braucht als produziert. Hier würden die 
Kosten steigen. Somit, so hoffen die Ex-
perten, würde im Süden der Ausbau der 
Produktion lukrativer werden. 

Es ist schon erstaunlich, dass hier „Exper-
ten“ am Werk sind, die offensichtlich die 
Tragweite ihres Tuns nicht abschätzen 
können. Die erste und unmittelbarste 
Konsequenz verschiedener Preiszonen 

ist nämlich, dass noch mehr Standortent-
scheidungen zugunsten des Nordens und 
zu Lasten von Baden-Württemberg und 
Bayern getroffen werden. Schon jetzt 
müssen wir mit großer Sorge beobachten, 
wie energieintensive Investitionen in 
den Norden gehen. Der Grund ist banal: 
die Furcht vor stark steigenden Energie-
preisen aus fossiler Erzeugung aufgrund 
des zukünftigen CO2-Zertifikatehan-
dels. Viele streben Klimaneutralität an. 
Demzufolge müssen sie ihren Strom aus 
Windkraft decken – und den Wind gibt es 
in Norddeutschland. 

Tobias Vogt MdL, Sprecher für Mittelstandspolitik 
der CDU-Landtagsfraktion und Stv. Landesvorsit-
zender der MIT Baden-Württemberg

Wirtschaft

HIGH-END PRÄZISION AUS SCHRAMBERG
Die PIT Präzisionstechnik und Handels GmbH ist als Drehteilehersteller ein leistungsstarkes, mittelständisches 
Unternehmen mit zwei Werken, das auf die Bau-, Medizin-, eBike- und Automobilindustrie spezialisiert ist.

PIT - Production in Time I Zerspantechnik und Handels GmbH
Dr. – Konstantin – Hank - Str. 16 I 78713 Schramberg - Sulgen 
Telefon 07422 23614 I Telefax 07422 23514 | info@productionintime.com         www.productionintime.com

+30 
Jahre Erfahrung

4000m2
Produktionsfläche

+40
Mitarbeiter

Strompreiszonen
Wird der Strompreis zum nächsten Standortkiller für den Süden?
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Weil dies so ist, brauchen wir keine wei-
teren Instrumente, die den Süden noch 
mehr ins Hintertreffen bringen. Im Üb-
rigen hängt die bundesweit ungleiche 
Verteilung der Windkraftanlagen nicht 
an Preiszonen, sondern an der Tatsache, 
dass das Windaufkommen an der Küste 
viel höher ist als im Süden. 

Eine wesentliche Behinderung des Wind-
kraftausbaus im Süden sind allerdings die 
komplex gewordenen Genehmigungs-
verfahren. In der Regierungszeit von 
Günther Oettinger dauerte es zwei Jahre 
vom Antrag bis zur Inbetriebnahme. 
Heute sind es sieben. Immer mehr muss 
geprüft, nachgewiesen und genehmigt 
werden. 

Drittens lenken die „Experten“ mit ihren 
Preiszonen von einem Strukturproblem 
erster Klasse ab, nämlich den zu schwa-
chen Netzen. Wenn an der Küste Starkwind 
herrscht, wird extrem viel Strom produ-
ziert. Das Netz, das die kostbare Energie zu 
uns bringen sollte, ist aber auf solche Über-
mengen nicht ausgelegt. Weil das Strom-
netz komplett überfordert war, drohte im 
Januar dieses Jahres sogar ein „Stau“ und 
die Energieversorger in Norddeutschland 
mussten ihre Kapazitäten herunterfahren. 
Der Süden wiederum wurde dadurch zum 
Stromsparen und zu teuren Importen aus 
der Schweiz gezwungen. 

Vielleicht wird es Zeit, gänzlich un-
charmant in diese unsägliche Diskussion 

einzubringen, welche Bundesländer vom 
Länderfinanzausgleich profitieren – und 
wer ihn bezahlt. Bayern finanzierte im 
letzten Jahr (2022) mit 9,9 Milliarden 
Euro mehr als die Hälfte dieses Topfs, der 
insgesamt etwa 18,6 Milliarden Euro 
groß ist. Baden-Württemberg musste 4,5 
Milliarden Euro beisteuern. Aus Hessen 
kamen weitere 3,3 Milliarden Euro hinzu. 
Insgesamt 11 Bundesländer hielten die 
Hand auf. Merke: man darf die Kuh nicht 
schlachten, die man melken will.  

Tobias Vogt MdL,

tobias.vogt@cdu.landtag-bw.de, 

tobias-vogt.de

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.

Nicht nur Stromtrassen braucht der industriestarke Süden Deutschlands. Damit in Baden-Württemberg ab 2030 Wasserstoff in großem Stil zum Einsatz kommen 
kann, müssen neue Gaspipelines verlegt werden. Hier lässt sich Tobias Vogt von Mitarbeitern der terranets bw die neue Neckarenztalleitung zeigen. Diese 28 km 
lange Röhre ist ein Ringschluss im Gashochdruckleitungsnetz von Niedersachsen bis an den Bodensee. Das neue Stück verbindet den Enzkreis mit der Region 
Ludwigsburg und Heilbronn. 
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Die gesellschaftliche Situation ist durch 
die Pandemie an Grenzen gebracht 
worden. Vieles ist auch nach der Be-
wältigung nicht mehr so, wie zuvor: 
Geschäftsmodelle werden obsolet, Or-
ganisationen überholen sich, nicht nur 
New Work verändert die Bedeutung von 
Führung.

Ganz überrascht sitzt Herr M., seit Jah-
ren erfolgreicher Manager, vor dem 
Personalleiter, der ihm eröffnet, dass 
man sich von ihm trennen wird. Er spür-
te zwar, dass sich in letzter Zeit einiges 
veränderte, aber dass man ihm eine 
Kündigung bzw. einen Aufhebungs-
vertrag anbietet, kam für ihn über-
raschend. Es gab seit geraumer Zeit Ver-
änderungen. Ein neuer Geschäftsführer 
ist eingetreten und er spürte, dass seine 
Vorschläge in Besprechungen nicht 

mehr gut ankamen. Schleichend, un-
bemerkt veränderten sich die Rahmen-
bedingungen sowie seine Rolle als 
Führungskraft und der damit einher-
gehende Status. Schleichend, weil er 
sich sicher fühlte. Alles lief nach Plan. 

Zur Verdeutlichung hilft der Blick auf 
eine Waage. Pointiert formuliert: das 
Unternehmen gewährt ein hohes Ein-
kommen, das ökonomisch betrachtet 
weniger wiegt als die Leistung der 
Führungskraft. Die Waage ist im Lot. 
Je länger dieser Zustand besteht, 
desto sicherer fühlt sich Herr M. und 
verdrängt die Tatsache: ein Arbeit-
geber kann jederzeit unter Einhaltung 
vereinbarter Fristen auf die Leistung 
verzichten. Es ist ein Phänomen, dass 
langjährig erfolgreiche Mitarbeiter 
beginnen, saturiert zu werden, stets 

Christoph Henties, Geschäftsleitung in der 
Investitionsgüterindustrie in Familien- und 
Konzernunternehmen sowie Gesellschafter einer 
renommierten Beratungsgesellschaft; seit der 
Veräußerung ist er als Business Mentor tätig. 
Aufgrund seiner langjährigen Erfahrung in der 
Begleitung von Karrieren unterschiedlicher 
Führungskräfte der Industrie betrachtet er das 
Thema Personalabbau auf seine Art.

Im Gleichgewicht oder 
aus dem Lot?
Wie glänzend scheint  

die berufliche Zukunft? 

Entwicklungen  

frühzeitig erkennen
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den Status quo vor dem geistigen 
Auge und dazu neigen, sich mit sich 
selbst zu beschäftigen, statt äußere 
Veränderungen wahrzunehmen. Fin-
den ungeahnt in der Organisation 
Entwicklungen statt, die anderes Ver-
halten, neue Impulse erfordern, ver-
harren sie aus Angst vor Veränderung 
in der Situation, die sie im Grunde ab-
lehnen. Fragen drängen sich auf: Was 
wird benötigt, um Schritt zu halten? 
Wie sicher ist die Position? Welche Ver-
änderungen zeichnen sich ab? Warten 
kann da ein schlechter Ratgeber sein. 

Bilanzieren – mit Blick nach vorne. All-
gemeine Warnsignale sind: ein Unter-
nehmen ist in schwieriger Lage, Um-
sätze gehen zurück, Sparmaßnahmen 
werden angekündigt, Personalabbau 
steht bevor. Eine Fusion oder der Ein-
stieg eines Investors stehen im Raum. 
Bei diesen Anzeichen gehen Neu-
besetzungen Hand in Hand, Verlagern 
von Standorten. Neues Management: 
wie wirkt sich das auf die Position, wie 
auf neue Ziele aus?

Konkrete Signale: Die letzte Gehalts-
erhöhung liegt lange zurück, auch im 
Vergleich zu anderen. Neue Stellen 
werden nicht besetzt, Ankündigungen 
nicht realisiert. Das Image des Bereichs 
ist nicht positiv. 

Persönliche Signale: Der Vorgesetzte 
ist mit der Leistung nicht zufrieden, 
statt Anerkennung gibt es Kritik, die 
Chemie stimmt nicht. Informationen 
zu Projekten werden zurückgehalten. 
Gerüchte kursieren, es wird nicht offen 
kommuniziert, bei Beförderung über-
gangen, bei Umorganisation zurück-
gestuft, Weiterbildungsmaßnahme wird 
nicht gewährt. 

Intrinsische Signale: Die Position be-
hagt nicht mehr: Stagnation ohne Ent-
wicklung; Aufgaben langweilen – Ge-
fühl der Unzufriedenheit; Sehnen nach 
Herausforderungen in anderem Umfeld.
Führungskräfte benötigen in stressigem 
Umfeld hierzu Orientierung. Über die 
Fachkompetenzen hinaus müssen sie 
miteinander wahrhaftig sprechen, sich 

austauschen und wechselseitig füh-
ren; sich dabei als Mensch in den Fokus 
nehmen.

„Zweifel sind Verräter, durch sie ver-
liert man, was gewinnbar wäre.“ Das 
Zitat von Shakespeare begreift Ver-
änderungen als Chance. Mit der Refle-
xion, auf welche Fragen man kompe-
tent antworten kann, beginnt der Blick 
nach vorn. Welche Erfahrungen liegen 
mit Menschen, Produkten, Verfahren, 
Methoden, Arbeitsweisen, Organisa-
tionen und Märkten vor? Dokumen-
tierte Erfolge bilden das Fundament, 
belegt mit Beispielen gelöster Proble-
me, untermauert durch Zahlen, Daten 
und Fakten. Persönliche Ziele lassen 
sich klar formulieren: Wofür möch-
te ich meine Kräfte einsetzen? Die 
nächsten Schritte wären: entschieden 
entscheiden, Strategie entwickeln, 
Plan erstellen sowie mit Loslassen 
und Zupacken auf neue Unternehmen 
zugehen.

Nicht bewerben – sondern kandi-
dieren! In toga candida, ein weißes 
Kleidungsstück trugen Anwärter für 
ein neues Amt im antiken Rom, so die 
lateinische Bedeutung von Kandidat. 
Bewerber werden selbstbewusst, mit 
souveränem Auftritt zu Kandidaten 
und sprechen differenziert und klar 
über ihre Leistungen. Sie achten auf 
Wirkung, übernehmen Verantwortung, 
stellen Werte dar und bewahren einen 
kühlen Kopf bei Unsicherheit, führen in 
der Rolle des Steuermanns Organisatio-
nen in ruhige Gewässer.

 
Frühwarnsignale

• Leidenschaft verloren
• Erschöpfung, fehlende Erholung
• keine Erneuerungen 
• fehlende Wertschätzung von 

Erfolgen
• Ideen werden als Bedrohung 

empfunden
• Einnistung ins Gewöhnliche/

Gewohnte
• Verhärmung 
• fehlende Auseinandersetzungen

Durchgängige Digitalisierung von A bis Z 
               PASSGENAU. BEWÄHRT. ZUKUNFTSWEISEND.

Produktion
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Private Situationen sind heute nicht 
mehr stabil. Work-Life-Balance sowie 
familiäre Situationen werden als be-
lastend wahrgenommen. Die Logik der 
neuen Generation bzgl. Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf kommt hinzu. Er-
gänzt um die Dynamik und Komplexität 
der VUCA-Welt, lässt sich in der Posi-
tion des mittleren Managements kaum 
etwas bewegen. Es ist zu beobachten, 
dass Führungskräfte, nicht gerade ge-
übt in der Reflexion, nicht wegen feh-
lender Fähigkeit, sondern weil nicht 
bei der Sache, dazu neigen, alles weg-
zuschieben. Die Stagnation wird sel-
ten erkannt und in der Erstarrung er-
folgt die Wiederholung. Der Blick auf 
schleichende Veränderung, ebenso wie 
die Selbstwahrnehmung, muss erlernt 
werden. Der Wunsch nach Work-Life-
Balance verhindert den Blick. Ähnlich 
einem Haarriss in Materialien treten 
durch Ermüdung Brüche auf – ver-
hindern Begeisterung. Manchmal sind 
es sprachliche Signale, die Hinweise 
geben, denn im Moment, wo etwas aus-
gesprochen ist, wird es Realität. Plötz-
lich vermehrte Aktivitäten wie Sport, 
Fernsehen oder Essen, neue Kleider, 
verstärktes Klagen signalisieren, dass 

beginnende Ermüdung zu Rissen führt. 
Gefühlte Einsamkeit, keine Distanz – 
erst im Dialog mit einer Bezugsgruppe 
ist Reflexion möglich! Ein Format für 
den Austausch bieten sogenannte Peer 
Groups an. 

Aus dem Hamsterrad – in die Tat

Erfinde Dich neu. Diese Metapher wird 
gerne zur Modernisierung der Produkt-
politik verwendet. D. h. die eigenen Pro-
dukte zu kannibalisieren, bevor es der 
Wettbewerb tut. Vor eigener Kompe-
tenz und beruflichen Veränderungen er-
schrecken viele Führungskräfte. Statt 
offen bessere Fähigkeiten zu erlernen, 
wird aufgehört, Erfolgsprinzipien zu 
hinterfragen – verhaftet in Gewohn-
heiten. Unwissentlich wird vermieden, 
Alternativen zu betrachten und der An-
satz „more of the same“ verfolgt. Ver-
gangene Erfolge blenden und stehen 
dem Fortschritt im Wege; so werden 
Kompetenzen zu Starrheit. Wie bei 
langjährig erfolgreichen Produkten, von 
denen der Anbieter glaubt, dass seine 
Sicht auf den Erfolg mit der des Marktes 

übereinstimmt. Die Konsequenz dieser 
Kompetenzfalle reduziert die Fähigkeit 
sich anzupassen, verpasste Chancen. 
Beides sind Fähigkeiten, um sich als 
Person weiterzuentwickeln. Was bisher 
funktionierte, ist kein Erfolgsrezept der 
Zukunft. Mit „einem kleinen Mann im 
Ohr“, einem innovativen Mahner, der 
stets Alternativen sucht, finden sich wie 
ein eigener Konkurrent Lücken und Ver-
besserungen. Das bedeutet, bisherige 
Annahmen über Arbeit und Karriere 
und die Frage, was ist Erfolg, zu stellen. 
In der sich verändernden Welt mit 
Mehrdeutigkeiten stehen früheren Er-
folgen neue Möglichkeiten im Weg. Das 
Ziel lautet, mit sich selbst in den Dialog 
zu treten, um sich zu entwickeln. Ent-
schieden entscheiden: macht die 
Führungskraft nicht den Schritt in die 
Selbstverantwortung, kann der Impuls 
vom Unternehmen ausgehen, das mit-
tels Abfindungen, als Lösegeld initiiert, 
dafür sorgt, dass sich die Führungskraft 
löst! 

Christoph Henties,

christoph.henties@t-online.de

Durchgängige Digitalisierung von A bis Z 
               PASSGENAU. BEWÄHRT. ZUKUNFTSWEISEND.

Produktion

 EVO Informationssysteme GmbH | 73568 Durlangen | www.evo-solutions.com | Software made in Baden-Württemberg

ERP
MESDokumente

Produktion
Geschäftsprozesse

Maschinen

smart factory

Daten

Die Zukunft von KMUs gestalten

5Jahre5Jahre5JahreJahre
����������������������

2222222222222222222222222
1997 - 2022



42 Nr. 3 | 2023

Wie kaum ein anderer Wirtschaftszweig 
hatte der Tourismus unter den Folgen der 
Coronakrise zu leiden. Nach zwei Pan-
demiejahren mit massiven Einbrüchen 
konnte sich die Branche in Baden-Würt-
temberg 2022 wieder überraschend 
stark dem Vorkrisenniveau annähern. 
Im ersten Jahr ganz ohne Lockdown und 
mit nur wenigen Einschränkungen setzte 
sich die Erholung der Branche fort. Ob-
wohl manch wichtiger Quellmarkt noch 
immer fehlte und neue Krisenszenarien 
die Stimmung der Reisenden eintrübten. 
Beim Rückblick auf das nunmehr drit-

te von der Coronapandemie geprägte 
Tourismusjahr liegt der Vergleich mit 
dem Vorkrisenniveau nahe: 2022 nä-
herten sich die Zahlen der amtlichen 
Beherbergungsstatistik deutlich den 
Werten aus dem Rekordjahr 2019 an. 
Insgesamt wurden im zurückliegenden 
Jahr 20,2 Mio. Gästeankünfte gezählt. 
Das entspricht einem Zuwachs von 68 % 
gegenüber dem Vorjahr. Im Vergleich mit 
dem Vorkrisenniveau des Jahres 2019 
liegt der Wert noch 13 % zurück. Die Zahl 
der Übernachtungen kletterte 2022 um 
46,7 % auf nunmehr 52,3 Mio. und liegt 

Dr. Martin Knauer ist Leiter der Stabsstelle 
Kommunikation & Koordination bei der Tourismus 
Marketing GmbH Baden-Württemberg (TMBW). 
Die Landesmarketingorganisation wirbt für die 
touristischen Angebote des Bundeslandes und 
seiner Destinationen und versteht sich als Dienst-
leisterin der Tourismus-Verantwortlichen und 
touristischen Leistungsträger in den Kommunen, 
Landkreisen und Regionen.

Foto: TMBW

Foto: TMBW

Tourismus erholt sich 
trotz weltweiter Krisen
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damit nur noch 9 % unter dem Wert des 
Jahres 2019.

Neue Qualitätskennzahlen gefragt

„Diese erfreuliche Bilanz des Urlaubsjah-
res 2022 zeigt uns, wie schnell sich der 
Tourismus trotz aller Widrigkeiten er-
holen konnte“, sagte Andreas Braun, Ge-
schäftsführer der Tourismus Marketing 
GmbH Baden-Württemberg (TMBW), 
anlässlich der Vorstellung der amtlichen 
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Statistik im Februar. Gleichzeitig forder-
te er dazu auf, nicht allein auf Ankünfte 
und Übernachtungen zu schauen. Zu den 
Erfahrungen der letzten Jahre gehöre die 
Erkenntnis, dass es im Tourismus nicht 
länger nur um quantitatives Wachstum 
gehen könne. So sei für die Betriebe 
die Wertschöpfung allemal wichtiger. 
Außerdem müssten auch Kriterien wie 
etwa die Gästezufriedenheit, die Touris-
musakzeptanz oder die nachhaltige Ent-
wicklung der Destination in der Gesamt-
schau stärkere Berücksichtigung finden. 
Dennoch ermöglicht ein detaillierter 
Blick auf die Zahlen wertvolle Rück-
schlüsse. So fällt etwa auf, dass sich die 
Reisegebiete in ihrer Entwicklung durch-
aus unterscheiden. Die stärksten Über-
nachtungszuwächse gegenüber dem Vor-
jahr verzeichneten die Region Stuttgart 
(plus 78 %) und das nördliche Baden-
Württemberg (plus 51 %). Im Vergleich 
mit 2019 liegen beide Regionen aber 
überdurchschnittlich weit zurück (minus 
18 % bzw. minus 16 %).
Anders sieht es in den klassischen 
Urlaubsregionen aus. Vor allem der Ver-
gleich mit 2019 ist hier sehr aufschluss-
reich. Von der Schwäbischen Alb (minus 
8 %) über den Schwarzwald (minus 
6 %) bis in die Region Bodensee-Ober-
schwaben (minus 1 %) näherten sich viele 
dem Vorkrisenniveau stärker an als im 
Landesdurchschnitt. Ob dies als Hinweis 
darauf zu deuten ist, dass die klassische 
Urlaubsreise schneller zurückkehrte als 

die Geschäftsreise, muss freilich offen-
bleiben. Manches spricht jedoch dafür.

Urlaub im eigenen Land  
weiter beliebt

Zur Erholung trugen maßgeblich Gäste 
aus dem Inland bei. Die Nachfrage nach 
Urlaub im eigenen Land, die während 
der ersten beiden Pandemiejahre alleine 
schon aus praktischen Gründen hoch war, 
riss auch 2022 nicht ab. Im vergangenen 
Jahr kamen 78,6 % der insgesamt 20,2 
Mio. Reisenden aus dem Inland, sie buch-
ten 81,0 % aller Übernachtungen. 
Dennoch erholten sich im Vergleich zum 
Vorjahr auch die internationalen Quell-
märkte deutlich. Die Zahl der Über-
nachtungen verdoppelte sich auf 9,9 Mio. 
Hier zeigt sich erneut, wie sehr vor allem 
der internationale Reiseverkehr in den 
ersten beiden Pandemiejahren gelitten 
hat. Mit der schrittweisen Rücknahme 
von Reisebeschränkungen kommen aus-
ländische Gäste wieder in stark wachsen-
der Zahl nach Baden-Württemberg. 
Bei der Herkunft der internationalen 
Gäste liegen weiterhin die Schweiz, die 
Niederlande und Frankreich auf den 
vorderen Plätzen. Auf Platz vier kletter-
ten die USA, die sich als bislang einziger 
Überseemarkt deutlich erholen konnten. 
Während die allermeisten Quellmärkte 
stark zulegten, spielen zwei Länder kaum 

noch eine Rolle in der Statistik: Beim 
früheren Reiseweltmeister China ver-
hinderte die Null-Covid-Politik weiterhin 
Auslandsreisen. Aus Russland kamen spä-
testens mit Beginn des Angriffskrieges 
gegen die Ukraine ebenfalls kaum noch 
Gäste nach Baden-Württemberg. 
Nach dem Wegfall der allermeisten 
Corona-Auflagen auch im internationalen 
Reiseverkehr sind die Karten für das Ur-
laubsjahr 2023 neu gemischt. Trotz wei-
terer Krisen, steigender Inflation und un-
klarer Zukunftsperspektiven geben die 
jüngsten touristischen Studien Grund zur 
Hoffnung, dass die Reiselust auch im 
neuen Jahr groß bleibt. 

Dr. Martin Knauer,

m.knauer@tourismus-bw.de, 

tourismus-bw.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG ▪ 78559 Gosheim

FLACHDACH. FASSADE.
PHOTOVOLTAIK. FANTASTISCH.

Als einer der großen Komplett anbieter in Süddeutschland 
entwickeln wir Superkräft e rundum Neubau, Sanierung 
und Wartung Ihrer Gebäudehülle. Mehr dazu im Internet:

www.gebrueder-rueckert.de 
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Weitere Informationen

Detaillierte Zahlen und Fakten 
zum Tourismus im Land gibt es im 
Tourismusnetzwerk Baden-Würt-
temberg unter:

bw.tourismusnetzwerk.info/
inhalte/marktforschungstatistik
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Baden-Württemberg lebt vom Export. 
Deshalb ist wichtig, dass unnötige Hür-
den für die Exportwirtschaft abgebaut 
werden. Die Stiftung Familienunter-
nehmen hat in Kooperation mit dem 
Normenkontrollrat Baden-Württemberg 
in einem EU-Vergleich die Bürokratie-
belastung der Unternehmen bei der 
A 1-Bescheinigung untersuchen lassen. 
Studienautoren sind das Centres for 
European Policy Network, die Prognos 
AG und CSIL. Die A1-Bescheinigung 
muss ein Arbeitgeber beantragen, wenn 
er einen Arbeitnehmer vorübergehend in 
ein anderes EU-Land entsendet, und sei 
es auch nur für eine kurze Dienstreise, 
wie z. B. einen Messebesuch oder ein Ge-
spräch mit Vertragspartnern an einem 
Tag. Damit wird dokumentiert, dass der 
Arbeitnehmer im Heimatland sozialver-
sichert ist. In Deutschland wurden 2019 
allein 1,8 Millionen Bescheinigungen 
ausgestellt.

Die Studie vergleicht den Aufwand für 
die A1-Bescheinigung in Deutschland, 
Frankreich, Italien und Österreich. Ergeb-
nis der Studie: Unternehmen benötigen 
in Frankreich und Österreich für die An-

tragstellung im Schnitt 19 Minuten, in 
Deutschland 26 Minuten und in Italien 
32 Minuten. 

Wesentliche Gründe sind der Digitali-
sierungsstand, ob die Formulare ver-
ständlich sind, ob zusätzliche Angaben 
gemacht werden müssen und wie lange 
die Krankenkassen benötigen, bis sie 
dem Unternehmen die Bescheinigung 
zusenden. 

In Frankreich ist der Ablauf vollständig 
automatisiert, insbesondere wird eine 
Once-Only-Lösung in Form eines voraus-
gefüllten Formulars angeboten. Österreich 

Dr. Gisela Meister-Scheufelen, ehem. Vorsitzende 
des Normenkontrollrats BW

Die A1-Bescheinigung 
kann und muss für die 
Exportwirtschaft ver-
einfacht werden

WE MAKE
SURFACE
INNOVATION
WORK

WWW.BIX.GMBH | MESSKIRCH
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setzt auf ein bestehendes Portal (ELDA). 
Deutschland bietet zwar ein Onlinever-
fahren an, die Mitarbeiterdaten lassen 
sich aber nicht speichern und müssen 
vom Unternehmen immer wieder neu ein-
gegeben werden. 

Die EU-Länder verlangen unter-
schiedliche und von der EU nicht vor-
geschriebene Angaben. So fragen Öster-
reich und Frankreich z. B. auch nach der 
Branche des Arbeitgebers, Österreich zu-
dem nach dessen Rechtsform. Österreich 
und Frankreich möchten das Anfangs-
datum des Beschäftigungsverhältnisses 
wissen. Italien fragt danach, wann das 

entsendende Unternehmen gegründet 
wurde und nach der Unterzeichnung des 
Arbeitsvertrags. Frankreich will wissen, 
ob und wann der Arbeitnehmer schon 
vorher in dasselbe Unternehmen ent-
sendet worden ist.

Besonders aufwändig ist für ex-
portierende Unternehmen, sich in die 
rechtlichen Voraussetzungen für die A1-
Bescheinigung einzuarbeiten. 

Die Studienautorenempfehlen:
1. Ein EU-Portal für die Antragsstellung 

einzurichten; 
2. bis dahin das sv.net-Portal in Deutsch-

land benutzerfreundlicher zu gestalten 
und über alle relevanten Informationen 
zur Entsendung von Beschäftigten ins 
Ausland verständlich zu informieren 
und ein Online-Antragsformular anzu-
bieten, das automatisch auf bereits vor-
handene Daten des Arbeitgebers und 
Arbeitnehmers zurückgreift;

3. nach dem Vorbild der EU-Krankenver-
sicherungskarte einen digitalen euro-
päischen Sozialversicherungsausweis 
einzuführen, mit dem sich die Zuge-
hörigkeit zum heimatlichen System 
beweisen lässt. Dies würde die A1-
Bescheinigung ersetzen und das Ver-
fahren deutlich verschlanken.

4. Bei kurzen Dienstreisen, d. h. bei 
Aufenthalten unter fünf Tagen sowie 
bei Dienstreisen in Grenzregionen 
auf die Nachweispflicht gänzlich zu 
verzichten. 

Dr. Gisela Meister-Scheufelen,

gisela.meister-scheufelen@nkr.bwl.de,

normenkontrollrat-bw.de

 
Weitere Informationen

Die Studie kann abgerufen werden 
unter: 

familienunternehmen.de
GMT Gummi-Metall-Technik GmbH 
Liechtersmatten 5 · D -77815 Bühl 
Tel. +49 72 23 804-0 · www.gmt-gmbh.de

Primär- & Sekundärfedersysteme und Gummi-Metall- 
Elemente zur Schwingungs- und Schallreduzierung
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Lang andauernde Krankheiten oder 
häufige Kurzzeiterkrankungen von 
Beschäftigten können zu einer er-

heblichen Beeinträchtigung der be-
trieblichen Interessen führen. Dies kann 
Arbeitgeber zum Ausspruch einer krank-
heitsbedingten Kündigung berechtigen. 
Unterfällt das Arbeitsverhältnis dem all-
gemeinen Kündigungsschutz, muss der 
Arbeitgeber im Kündigungsschutzprozess 
hohe rechtliche Hürden überwinden. Ins-
besondere ist eine ausreichende negative 
Zukunftsprognose regelmäßig schwierig 
darzulegen. Daneben wird häufig über-
sehen, dass das sogenannte Betrieb-
liche Eingliederungsmanagement (BEM) 
für den Arbeitgeber faktisch eine fast 
zwingende Voraussetzung für ein erfolg-
reiches Verfahren ist.

Keine krankheitsbedingte  
Kündigung ohne BEM!

Jeder Arbeitgeber ist nach § 167 Abs. 2 
SGB IX verpflichtet, mit Arbeitnehmern 

ein BEM durchzuführen, wenn diese 
innerhalb eines Jahres mehr als sechs 
Wochen – ununterbrochen oder wieder-
holt – arbeitsunfähig krank sind. Mit 
dem BEM sollen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer im Rahmen eines verlaufs- und 
ergebnisoffenen Suchprozesses klären, 
wie die Arbeitsunfähigkeit möglichst 
überwunden und mit welchen Leistun-
gen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfähig-
keit vorgebeugt sowie der Arbeitsplatz 
erhalten werden kann.

Die Durchführung des BEM ist zwar 
keine Wirksamkeitsvoraussetzung für 
eine krankheitsbedingte Kündigung. Al-
lerdings führt die fehlende oder fehler-
hafte Durchführung des BEM für den 
Arbeitgeber im Prozess zu gravieren-
den Nachteilen bei seiner prozessua-
len Darlegungslast. Das Gericht prüft 
im Kündigungsschutzprozess auch, ob 
Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten 
bestehen. Hat das BEM keine andere 
Einsatzmöglichkeit ergeben, kann der 
Arbeitgeber eine Weiterbeschäftigungs-
möglichkeit zunächst einfach bestreiten. 

Wurde das BEM dagegen nicht oder 
fehlerhaft durchgeführt, muss er im 
Prozess unter anderem umfassend und 
detailliert darlegen, dass eine leidens-
gerechte Anpassung des Arbeitsplatzes 
oder Beschäftigung auf einen alter-
nativen Arbeitsplatz ausgeschlossen ist 
und gesetzlich vorgesehene Hilfen oder 
Leistungen der Rehabilitationsträger zu 
keiner Besserung der Fehlzeiten geführt 
hätten. Im Ergebnis ist dies dem Arbeit-
geber in den meisten Fällen unmöglich, 
so dass er den Kündigungsschutzprozess 
allein deswegen verliert. 

Anforderungen an das BEM

Die ordnungsgemäße Einladung und 
Durchführung eines BEM sind daher aus 
Arbeitgebersicht unverzichtbar. Neben 
zahlreichen weiteren Anforderungen muss 
der Arbeitnehmer u. a. im Vorhinein über 
die Ziele des BEM sowie Art und Umfang 
der hierfür erhobenen und verwendeten 
Daten informiert werden. Bereits ein un-

Arbeitgeberfalle bei krankheitsbedingten Kündigungen  

Das  
Betriebliche  
Eingliederungs-
management (BEM) 

RA Reinmar Hagner, Fachanwalt für Arbeitsrecht, 
Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht, 
Senior Manager bei der Kanzlei SONNTAG
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klarer Hinweis auf eine möglicherweise 
nicht rechtskonforme Datenverarbeitung 
kann das BEM fehlerhaft machen (vgl. 
z. B. LAG Baden-Württemberg, Urteil vom 
20.10.2021, Az. 4 Sa 70/20). 

Mehrfache BEM-Pflicht  
innerhalb eines Jahres möglich

Nach dem Wortlaut der gesetzlichen Rege-
lung ist das BEM verpflichtend, sobald der 
Beschäftigte „innerhalb eines Jahres länger 

als sechs Wochen ununterbrochen oder 
wiederholt arbeitsunfähig“ war. Diese For-
mulierung könnte so verstanden werden, 
dass innerhalb eines Jahres die einmalige 
Durchführung ausreichend ist. Dem hat 
das BAG mit Urteil vom 18.11.2021 (Az. 2 
AZR 138/21) eine Absage erteilt. Ein BEM 
muss bei entsprechenden Krankheits-
zeiten ggf. auch mehrfach innerhalb eines 
Jahres durchgeführt werden. So kann ein 
wiederholtes BEM selbst dann notwendig 
sein, wenn der Arbeitnehmer unmittel-
bar nach Beendigung oder Ablehnung des 
BEM weitere sechs Wochen krank ist. 

Die obigen Ausführungen sind allgemein 
gehalten und können Besonderheiten 
des Einzelfalls nicht berücksichtigen. Bei 
tatsächlicher Betroffenheit sind auf 
jeden Fall eine individuelle Analyse und 
Beratung erforderlich. Gerne stehen 
Ihnen hierfür die Fachanwälte der Kanzlei 
SONNTAG zur Verfügung. 

RA Reinmar Hagner,

reinmar.hagner@sonntag-partner.de,

sonntag-partner.de

SONNTAG | stark an Ihrer Seite.  
Jetzt bieten wir Ihnen gemeinsam ein noch 

breiteres Beratungsspektrum

 > Wirtschaftsprüfung.
 > Steuerberatung.
 > Rechtsberatung. 

 > Family Office.
 > digitale Steuerberatung.

 > IT Audit.
 > IT Consulting.

ganz in Ihrer Nähe
Syrlinstraße 38, Ulm

Schillerstraße 1/1, Ulm

www.sonntag-partner.de



49Nr. 3 | 2023

Inserentenverzeichnis
 

Un te r n e h m e n  i n  a lp h a b e t i s c h e r  Re i h e n fo lge

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Lothar Bix GmbH 

bix-lackierungen.de

Karl Burger Maschinenbau GmbH + Co. 

burger-maschinenbau.de

Dittes Oberflächentechnik GmbH 

dittes.net

Einkaufsgesellschaft für Küche & Wohnen mbH

derkreis.de

EVO Informationssysteme GmbH 

evo-solutions.com

Martin Fink GmbH & Co. KG 

fink-plexiglas.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH 

gmt-gmbh.de

Grünemay & Abt KG  

gruenemay-abt.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG 

hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Ätztechnik Herz GmbH & Co. KG 

aetztechnik-herz.de

IHB - Industrie- und Hydraulikbedarf GmbH

ihb-illingen.com

Wilhelm Kächele GmbH 

w-kaechele.de

Kammerer Gewindetechnik GmbH 

kammerer-gewinde.com

Kärcher Center Milkau GmbH 

kaerchercenter-milkau.de

Konz & Schaefer Handel GmbH 

konzschaefer.de

PIT Production in Time Zerspantechnik  

u. Handels GmbH 

productionintime.com

Rettich Stahlbau GmbH 

rettich-stahlbau.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG 

gebrueder-rueckert.de

SchwörerHaus KG 

schwoererhaus.de

Sixt GmbH  

sixt-gmbh.de

Sonntag & Partner Partnergesellschaft mbB 

sonntag-partner.de

STOPA Anlagenbau GmbH 

stopa.com

Weber Haus GmbH & Co. KG 

weberhaus.de

Gebr. Zimmermann GmbH Kalk-  

und Schotterwerk 

felswerk.de

SONNTAG | stark an Ihrer Seite.  
Jetzt bieten wir Ihnen gemeinsam ein noch 

breiteres Beratungsspektrum

 > Wirtschaftsprüfung.
 > Steuerberatung.
 > Rechtsberatung. 

 > Family Office.
 > digitale Steuerberatung.

 > IT Audit.
 > IT Consulting.

ganz in Ihrer Nähe
Syrlinstraße 38, Ulm

Schillerstraße 1/1, Ulm

www.sonntag-partner.de
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de
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Mitglied werden

Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Gläubiger-ID

Geldinstitut IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine SEPA-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

BIC

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG

Die Aufnahmespende für meinen
 Kreisverband Landesverband Bundesverband

beträgt einmalig   €

Mitglied werden



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


